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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie (Euratom) des Rates zur Abänderung der Richtlinien, 
mit denen die Grundnormen für den Gesundheitsschutz der Bevölkerung und der 
Arbeitskräfte gegen die Gefahren ionisierender Strahlungen festgelegt wurden 


Schreiben: 

vom: 

an : 


der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, unterzeichnet von 
dem Kommissionsmitgiied Herrn A. BORSCHETTE 

4. Dezember 1973 

den Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften, Herrn 
Minister I. N0RGAARD 


betrifft: Übermittlung des Vorschlags für eine Richtlinie des Rates zur Abän- 

derung der Richtlinien, mit denen die Grundnormen für den Gesund- 
heitsschutz der Bevölkerung und der Arbeitskräfte gegen die Gefah- 
ren ionisierender Strahlungen festgelegt werden 


1 len Präsident! 

ln der Erwägung, daß die Richtlinien des Rates zur Festlegung der Grund- 
normen für den Gesundheitsschutz der Bevölkerung und der Arbeitskräfte gegen 
die Gefahren ionisierender Strahlungen vom 2. Februar 1959 in den teilweise 
geänderten Fassungen vom 5. März 1962 und 27. Oktober 1966 den neuesten wis- 
senschaftlichen Erkenntnissen angepaßt werden sollen, beehrt sich die Kommis- 
sion, Ihnen in der Anlage den Entwurf eines Vorschlags für eine Richtlinie zur 
Änderung der Richtlinien über den Gesundheitsschutz der Bevölkerung und der 
Arbeitskräfte gegen die Gefahren ionisierender Strahlungen zu übersenden. 

Auf Antrag der Kommission hat der Wirtschafts- und Sozialausschuß auf 
seiner Vollsitzung vom 25. Mai 1973 seine Stellungnahme zu diesem Richtlinien- 
entwurf abgegeben. 

In dem Vorschlag, den die Kommission Ihnen in der Anlage übermittelt, sind 
die meisten Bemerkungen des Wirtschafts- und Sozialausschusses berücksichtigt 
worden. 

Da dieser Vorschlag insbesondere auf Artikel 31 des Vertrags zur Gründung 
der Europäischen Atomgemeinschaft gestützt ist, muß das Europäische Parlament 
hierzu angehört weiden. 


Es wäre wünschenswert, daß diese Anhörung sobald wie möglich erfolgt. 
Anlage Dok. KOM(73) 1956 endg. 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon 0 22 21/36 35 51 
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DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft, insbesondere dessen 
Artikel 31 und 32, 

gestützt auf den von der Kommission nach Anhö- 
rung der Gruppe von Persönlichkeiten, die vom Aus- 
schuß für Wissenschaft und Technik aus wissen- 
schaftlichen Sachverständigen der Mitgliedstaaten 
ernannt worden sind, ausgearbeiteten Vorschlag 1 ), 

gestützt auf die Stellungnahme des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses 2 ), 

gestützt auf die Stellungnahme des Europäischen 
Parlaments :{ ), 

in der Erwägung, daß Grundnormen für den Ge- 
sundheitsschutz der Bevölkerung und der Arbeits- 
kräfte gegen die Gefahren ionisierender Strahlungen 
im Sinne der Bestimmungen des Vertrags und insbe- 
sondere der Artikel 30 und 31 festgelegt werden sol- 
len, um jeden Mitgliedstaat in die Lagt; zu versetzen, 
gemäß Artikel 33 des Vertrags, die zur Durchsetzung 
dieser Grundnormen geeigneten Rechts- und Ver- 
wal tungsvorschriften zu erlassen, die für den Unter- 
richt, die Erziehung und Berufsbildung erforder- 
lichen Maßnahmen zu treffen und diese Vorschriften 
im Einklang mit den in den anderen Mitgliedstaaten 
in dieser Hinsicht geltenden Vorschriften festzule- 
gen, 

in der Erwägung, daß der Gesundheitsschutz der 
Arbeitskräfte und der Bevölkerung es erfordert, daß 
jede Tätigkeit, die eine Gefährdung durch ionisie- 
rende Strahlungen mit sich bringt, durch Vorschrif- 
ten geregelt wird, 

in der Erwägung, daß die Grundnormen den Be- 
dingungen, unter denen die Kernenergie verwandt 
wird, angepaßt werden müssen und daß sie, je nach- 
dem, ob es sich um die individuelle Sicherheit von 
Arbeitskräften, die ionisierenden Strahlungen aus- 
gesetzt sind, oder um den Schutz der Bevölkerung 
handelt, verschieden sind, 

in der Erwägung, daß der gesundheitliche Schutz 
von Arbeitskräften, die ionisierenden Strahlungen 
ausgesetzt sind, einerseits den Aufbau einer Organi- 
sation zur Verhütung und zur Berechnung der Be- 


strahlungen und andererseits eine geeignete ärzt- 
liche Überwachung erfordert, 

in der Erwägung, daß die Notwendigkeit einer 
allgemeinen Überarbeitung der Richtlinien 4 ) zur 
Festlegung der Grundnormen für den Gesundheits- 
schutz der Bevölkerung und der Arbeitskräfte gegen 
die Gefahren ionisierender Strahlungen sich allmäh- 
lich immer deutlicher zeigt, und zwar sowohl wegen 
der fortschreitenden wissenschaftlichen Erkenntnisse 
auf dem Gebiet des Strahlenschutzes als auch auf 
Grund der praktischen Erfahrungen, die seit 1959 
mit der Anwendung der Richtlinien auf die einzel- 
slaatlicnen Rechts- und Verwaltungsvorschriften ge- 
wonnen werden konnten, 

in der Erwägung, daß der gesundheitliche Schutz 
der Bevölkerung ein System der Überwachung, der 
Aufsicht und der Intervention bei Unglücksfällen 
einschließt 

HAT DIE VORLIEGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

TITEL I 

Begriffsbestimmungen 

Artikel 1 

Für die Anwendung dieser Richtlinie haben die 
nachstehenden Ausdrücke folgende Bedeutung: 

a) Physikalische Begriffe , Größen und Einheiten 

Ionisierende Strahlungen sind Photonen- (Röntgen- 
oder Gamma-) oder Teilchenstrahlungen (Alphateil- 
chen, Betateilchen, Elektronen, Positronen, Neutro- 
nen, Protonen, schwere Teilchen), die in der Lage 
sind, direkt oder indirekt die Bildung von Ionen zu 
bewirken. 

Die Aktivität (A) einer Menge eines radioaktiven 
Nuklids ist der Quotient aus dN und dt; dabei ist 
dN die Anzahl der spontanen Kernumwandlungen, 
die sich in dieser Menge in der Zeit dt vollziehen. 

9 Amtsblatt der Europäisdien Gemeinschaften 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften ...... 

:5 j Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 11 
vom 20. Februar 1959, zum letzten Mal geändert am 
27. Oktober 1966 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 216 
vom 20. November 1966 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
1. Februar 1974 - 1/4 -680 70- E- Eu 3/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben der Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 4. Dezember 
1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Der Wirtschafts - und Sozialausschuß ist zu dem Kommissionsvorschlag angehört worden. Seine Stellung- 
nahme ist dem Entwurf beigeiügt. Die Anhörung der Europäischen Parlaments ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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A - 


dN ! ) 
dt 


migen Wolke aus radioaktivem Gas umgebenen 
Ganzkörpers eni spricht. 


Die spezielle Einheit der Aktivität ist das Curie (Ci). 
1 Ci = 3,7 x 10 10 s _1 (genau). 


Die Energiedosis (D) ist der Quotient aus di und dm; 
dabei ist d'i die mittlere Energie, die durch die ioni- 
sierende Strahlung aut das Material in einem Volu- 
menelement übertragen wird, und dm die Masse des 
Materials in diesem Volumenelement. 


D - 


d3 

dm 


Die spezielle Einheit der Energiedosis ist das Rad 
(rd.). 

1 rd - 10’ 2 Jkg- 1 -) 

Das lineare Energieübertragungsvermögen oder das 
beschränkte lineare Stoß-Bremsvcrinögen (L ,) ge- 
ladener Teilchen in einem Stoff ist der Quotient aus 
dE und dl; dabei ist dl die vom Teilchen durchlau- 
fene Weglänge und dE der mittlere Energieverlust, 
den ein Teilchen infolge von Stößen mit einer Ener- 
gieübertragung unterhalb eines bestimmten Wertes 
„ \" erleidet. 


Für die Zwecke des Strahlenschutzes werden alle 
übertragene Energien herangezogen, so daß 

L i wird Loe 3 ) 


Die Fluenz (von Teilchen) (<I>) ist der Quotient aus 
dN und da; dabei ist dN die Anzahl der Teilchen, 
die in eine Kugel eintreten, und da die Fläche eines 
Großkreises dieser Kugel. 




dN 4 ) 
da 


Die Flußdichte (g>) ist der Quotient aus dd> und dt; 
dabei ist d<£> die Fluenz von Teilchen in der Zeit dt. 


cp = 


d$5) 

dt 


Dauevex position ist eine Bestrahlung von außen, bei 
der der Strahler den Körper oder das kritische Organ 
einer permanenten Strahleneinwirkung aussetzt, de- 
ren Intensität jedoch zeitlich variieren kann, oder 
eine Bestrahlung von innen im Anschluß an eine 
nahezu permanente Inkorporation, deren Ausmaß 
jedoch zeitlich variieren kann. 

Einzelexposition ist eine Bestrahlung von außen, 
bei der der Strahler den Körper oder das kritische 
Organ einer sehr kurzzeitigen Strahleneinwirkung 
aussetzt, oder eine Bestrahlung von innen inner- 
halb sehr kurzer Zeit im Anschluß an die Inkerpora- 
t i on v on Radi o nu k 1 i den . 

Äqui valentdosis (H). Für die Zwecke des Strahlen- 
scliutzes wird cd ne als Äquivalentdosis bezeichnete 
Größe definiert. Darunter versteht man das Pro- 
dukt jus der Energiedosis (D) und dem Bcwertungs- 
iaklo.r (Q) und dem Produkt aller anderen modifi- 
zierenden Faktoren (N). Steht der Begriff „Dosis" 
allein, so handelt es sich dabei um die Äquivalent- 
dosis. 

Die 1 Einheit der Äquivalentdosis ist das Rem (rem). 

Der Bewertungsfaktor (Q) ist eine Funktion des line- 
aren Energieübertragungsvermögens (Lex:). Mit Hilfe 
dieses Faktors werden die Energiedosen im Hinblick 
auf ihre Bewertung für Strahlenschutzzwecke ge- 
wichtet. 

Die kumulierte Dosis ist - für eine Einzelperson 
oder ein bestimmtes Organ - die Summe aller zeit- 
lich integrierten Dosen bekannter Herkunft mit Aus- 
nahme derjenigen, die von der natürlichen Grund- 
strahlung und von ärztlichen Untersuchungen und 
Behandlungen herrühren. 

Die Ganzkörperdosis ist die Dosis, die aus einer als 
homogen angesehenen Bestrahlung des ganzen Kör- 
pers herrührt. 

Die Teilkörperdosis ist die Dosis, die aus der Be- 
strahlung eines Körperteils oder eines oder mehre- 
rer Organe herrührt. 


b) Radiologische, biologische und medizinische 
Begriffe 


Die Gesamtdosis ist die Summe der Dosen, die aus 
der inneren und äußeren Bestrahlung herrühren. 


Bestrahlung ist jede Exposition von Personen durch 
ionisierende Strahlungen; es ist zu unterscheiden 
zwischen: 

— der Bestrahlung von außen, wobei sich der Strah- 
ler außerhalb des Körpers befindet; 

— der Bestrahlung von innen durch in den Körper 
aufgenommene radioaktive Stoffe; 

— der Gesamtbestrahlung als Summe der Bestrah- 
lung von außen und der Bestrahlung von innen. 

Submersion ist eine Bestrahlung von außen, die der 
Exposition des von einer unendlichen halbkugelför- 


Strahlenbelastung ist die Dosis, die von einem Or- 
gan oder einem Gewebe infolge der Inkorporation 
eines oder mehrerer Radionuklide in 50 Jahren auf- 
genommen wird. 

0 Im internationalen Einheitensystem wird die Aktivi- 
tät in S"1 angegeben. 

-) ist das Symbol für Joule. 

3 ) Im Internationalen Einheitensystem wird die lineare 
Energieübertragung in Jm _1 angegeben. 

4 ) Im Internationalen Einheitensystem wird die Fluenz 
in nr- angegeben. 

5 ) Im Internationalen Einheitensystem wird die Fluß- 
tät in s- 1 angegeben. 
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Die Personendosis ist die Dosis im Körper oder in 
einem bestimmten kritischen Organ, die die Einzel- 
person in einem gegebenen Zeitraum erhält. 

Die genetische Dosis einer gegebenen Bevölkerung 
ist die Dosis, die, wenn sie von jeder Einzelperson 
vom Embryonalstadium bis zum mittleren Fortpflan- 
zungsalter tatsächlich aufgenommen würde, für diese 
Bevölkerung in ihrer Gesamtheit die gleiche gene- 
tische Belastung verursachen würde, wie die Ge- 
samtheit der von den Einzelpersonen dieser Bevöl- 
kerung tatsächlich aufgenommenen Dosen. Die gene- 
tische Dosis ergibt sich aus dem Produkt der gene- 
tisch signifikanten Jahresdosis und dem mit 30 Jah- 
ren angesetzten mittleren Fortpflanzungsalter. 

Die genetisch signifikante Jahresdosis für eine Be- 
völkerung entspricht der mittleren jährlichen Gona- 
dendosis pro Person, wobei die Einzeldosen für jede 
Einzelperson jeweils mit Hilfe eines Faktors gewich- 
tet werden, der die Wahrscheinlichkeit der Kinder- 
erwartung nach dem Zeitpunkt der Bestrahlung be- 
rücksichtigt. 

Das kritische Organ ist dasjenige Organ, dessen 
Schädigung durch Inkorporation eines bestimmten 
Radionuklids einen größeren Schaden für den ge- 
samten Organismus verursacht. 

Höchstzulässige Dosen sind die Dosen, die nach dem 
derzeitigen Stand unserer Kenntnisse der Einzelper- 
son während ihres Lebens keine nennenswerten ge- 
sundheitlichen Schäden verursachen können. Der Be- 
griff „höchstzulässige Dosen" bezieht sich ausschließ- 
lich auf die für die Arbeitskräfte festgeleglen Grenz- 
werte. 

Die Belastung eines Organs ist die in diesem Organ 
vorhandene Aktivität. 

Die höchstzulässige Belastung des kritischen Organs 
ist diejenige Belastung, die bei ständiger Anwesen- 
heit in einem kritischen Organ dieses kritische Or- 
gan die höchstzulässige Jahresdosis abgibt. 

Der abgeleitete Konzentrationswert eines Radio- 
nuklids in der Atemluft, angegeben in Aktivitätsein- 
heiten pro Volumeneinheit, ist die mittlere jährliche 
Konzentration dieses Nuklids in der Atemluft, die im 
Gleichgewichtszustand über 50 Jahre bei etwa 2000 
Arbeitsstunden in dem jeweiligen Organ eine Strah- 
lenbelastung verursacht, die der höchstzulässigen 
Jahresdosis entspricht; falls dieser Grenzwert im 
Jahresmittel eingehalten wird, kann die mittlere 
Konzentration über einen Zeitraum von drei Mona- 
ten (etwa 500 Arbeitsstunden) das doppelte dieses 
Wertes betragen. 

Radioaktive Kontamination ist die Verunreinigung 
einer beliebigen Materie, Oberfläche, Umgebung 
oder eines Menschen durch radioaktive Stoffe. 

Im Sonderfall des menschlichen Körpers umfaßt die- 
se Kontamination sowohl die äußere Verunreini- 
gung der Haut als auch die innere Verunreinigung, 


gleichgültig auf welchem Wege sie erfolgt (auf dem 
Atemwege, über den Verdauungstrakt, durch die 
Haut, usw.). 

Inkorporation ist die vom Organismus aus dem 
äußeren Milieu aufgenommene Aktivitätsmenge. 

Der Grenzwert der jährlichen Inkorporation ist für 
eine bestimmte Einzelperson diejenige Aktivität, 
die bei Einführung in den Organismus an das kriti- 
sche Organ eine jährliche Strahlenbelastung abgibt, 
die den in Artikeln 7, 8 und 11 genannten Dosisbe- 
grenzungen entspricht. 

Radiotoxizität ist die auf den ionisierenden Strah- 
lungen eines inkorporierten Radionuklids und sei- 
nen Folgeprodukten beruhende Toxizität; die Radio- 
toxizität hängt nicht nur von den radioaktiven 
Eigenschaften dieses Radionuklids, sondern auch 
von seinem chemischen und physischen Zustand so- 
wie vom Stoffwechselverhalten dieses Elements im 
Organismus oder im Organ ab. 

c) Sonstige Begriffe 

Strahler ist ein Apparat oder Stoff, der die Fähig- 
keit hat, ionisierende Strahlungen auszusenden. 

Umschlossener Strahler ist ein Strahler, der aus 
radioaktiven Stoffen besteht, die in festen und tat- 
sächlich inaktiven Stoffen fest inkorporiert sind, oder 
der in eine inaktive Hülle eingeschlossen ist, deren 
Festigkeit ausreicht, um bei üblicher betriebsmäßi- 
ger Beanspruchung ein Austreten radioaktiver Stoffe 
zu verhindern und die Möglichkeit einer Kontami- 
nation auszuschalten. 

Offener Strahler ist ein aus radioaktiven Stoffen be- 
stehender Strahler, der so ausgebildet ist, daß bei 
üblicher betriebsmäßiger Beanspruchung ein Austre- 
ten radioaktiver Stoffe und ein Kontaminationsrisiko 
nicht ausgeschaltet werden können. 

Radioaktive Stoffe sind alle Stoffe, die eine oder 
mehrere ionisierende Strahlungen aussendende 
Nuklide enthalten. 

Natürliche Grundstrahlung ist die Gesamtheit der 
ionisierenden Strahlungen, die von natürlichen Erd- 
strahlern und von kosmischen Strahlern herrühren, 
sofern diese nicht durch menschliche Tätigkeiten 
nennenswert verstärkt worden sind. 

Kritische Anordnung ist eine Anordnung aus Spalt- 
stoffen, in der eine Kettenreaktion aufrechterhalten 
werden kann. 

Gesamtbevölkerung umfaßt die Bevölkerung insge- 
samt, d. h. die strahlenexponierten Arbeitskräfte 
und die Einzelpersonen der Bevölkerung. 

Säugling ist ein Kind im Alter bis zu 12 Monaten. 

Strahlenexponierte Arbeitskräfte sind Personen, die 
bei ihrer Arbeit oder Berufstätigkeit eine Äquiva- 
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lentdosis erhalten können, die 1/10 der höchstzuläs- 
sigen Jahresdosen übersteigt. Bei der Organisation 
des Strahlenschutzes sind die Arbeitskräfte in die 
beiden Kategorien A und B zu unterteilen, je nach- 
dem, ob bei ihnen eine Äquivalentdosis von mehr 
als 3/10 der für Arbeitskräfte höchstzulässigen Jah- 
resdosen auftreten kann oder nicht. 

Kritische Bevölkerungsgruppen. Hierzu gehören Per- 
sonen, die einer einigermaßen homogenen, für die 
am stärksten strahlenexponierten Einzelpersonen 
der Bevölkerung repräsentativen, Exposition ausge- 
setzt sind. 

Einzelpersonen der Bevölkerung sind Einzelperso- 
nen, die keine während der Arbeitszeit strahlenex- 
ponierten Arbeitskräfte sind. 

Uberwachungsbereich ist ein Bereich, der aus Grün- 
den des Schlitzes gegen ionisierende Strahlungen 
einer angemessenen Überwachung unterliegt. 

Kontrollbereich ist ein Bereich, der aus Gründen des 
Schutzes gegen ionisierende Strahlungen einer ge- 
setzlichen Regelung unterliegt und dessen Zugang 
ebenfalls gesetzlich geregelt ist. 

Grenzdosen sind Äquivalentdosis-Höchstwerte, die 
für Einzelpersonen der Bevölkerung und für die Ge- 
samtbevölkerung zulässig sind. 

Interventionsniveau ist ein zur Aufstellung von Not- 
standsplänen festgelegter Wert für eine Energie- 
dosis, eine Äquivalentdosis oder einen abgeleiteten 
Wert. 

Ärztliche Überwachung ist die Gesamtheit der ärzt- 
lichen Untersuchungen sowie der Maßnahmen, die 
der Arzt gegenüber strahlenexponierten Arbeitskräf- 
ten trifft. 

Ein behördlich ermächtigter Arzt ist ein für die ärzt- 
liche Überwachung der in Artikel 21 genannten Ar- 
beitskräfte der Kategorie A verantwortlicher Arzt, 
der über besondere Kenntnisse in der Arbeitsmedi- 
zin und im Strahlenschutz verfügen muß und dessen 
Qualifikation und Autorität von den zuständigen 
Behörden anerkannt werden. 

Die Überwachung der radiologischen SLöreinflüsse 
umfaßt alle Messungen und Bestimmungen, die an 
den Arbeitsplätzen oder außerhalb davon und in be- 
zug auf die strahlenexponierten Arbeitskräfte zur 
Sicherstellung des Gesundheitsschutzes der strahlen- 
exponierten Arbeitskräfte und der Bevölkerung 
durchgeführt werden. 

Qualifizierte Sachverständige sind Personen, die 
über die erforderliche Sachkenntnis und Ausbildung 
verfügen, um physikalische und/oder technische so- 
wie radiotoxikologische Untersuchungen durchfüh- 
ren und als Berater für wirksame Maßnahmen zum 
Schutze der Einzelpersonen und zur Gewährleistung 
der einwandfreien Wirkungsweise der Schutzvor- 
richtungen tätig werden zu können, und deren Quali- 
fikation von der zuständigen Behörde anerkannt ist. 


Unfall ist ein unvorhergesehenes Ereignis, das Schä- 
den an einer Anlage oder eine Störung der einwand- 
freien Funktion dieser Anlage verursacht und für 
eine oder mehrere Personen eine die höchstzuläs- 
sigen Dosen übersteigende Strahlenbelastung zur 
Folge haben kann. 

Geplante außergewöhnliche Bestrahlung ist eine die 
höchstzulässige Vierteljahresdosis übersteigende Be- 
strahlung, die für eine besondere Situation im Rah- 
men des normalen Betriebs genehmigt wird, wenn 
die technischen Mittel zur Verhinderung dieser Be- 
strahlung nicht vorhanden oder nicht anwendbar 
sind. 

Unfallbedingte Bestrahlung ist eine unvorhergese- 
hene und ungewollte Bestrahlung von außen und/ 
oder von innen, bei der eine höchstzulässige Dosis 
überschritten wird. 

Notbestrahlung ist eine bewußte Bestrahlung, die 
gerechtfertigt ist, wenn es gilt, in Gefahr befindlichen 
Einzelpersonen Hilfe zu leisten, die Bestrahlung 
einer großen Zahl von Personen zu verhindern oder 
eine wertvolle Anlage vor der Zerstörung zu be- 
wahren, und bei der eine höchstzulässige Dosis über- 
schritten wird. 

TITEL II 

Anwendungsbereich 

Artikel 2 

Die vorliegende Richtlinie gilt für die Herstellung, 
die Bearbeitung, die Handhabung, die Verwendung, 
den Besitz, die Lagerung, die Beförderung und die 
Beseitigung natürlicher und künstlicher radioaktiver 
Stoffe sowie für jede andere Tätigkeit, die eine Ge- 
fährdung durch ionisierende Strahlungen mit sich 
bringen kann. 

Artikel 3 

Die Ausübung der in Artikel 2 aufgeführten Tätig- 
keiten unterliegt in allen Mitgliedstaaten der An- 
meldepflicht. Unter Berücksichtigung der möglichen 
Gefahren und anderer sachdienlicher Erwägungen 
unterliegen diese Tätigkeiten in den von dem ein- 
zelnen Mitgliedstaaten festzulegenden Fällen einem 
System der vorherigen Zulassung. 


Artikel 4 

Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 4 kann 
auf das System der vorherigen Anmeldung und Zu- 
lassung verzichtet werden, wenn es sich um folgen- 
des handelt: 

a) Radioaktive Stoffe, bei deren Verwendung ins- 
gesamt die Werte in Anhang I nicht überschritten 
werden,- 
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b) Radioaktive Stoffe, deren Konzentration weniger 
als 0 ( 002 uCi g' 1 beträgt; bei festen natürlichen 
radioaktiven Stoffen wird diese Grenze auf 0,01 
uCi g _1 erhöht; 

c) Stoffe, die bei der Errichtung und Ausstattung 
gon Gebäuden verwendet werden, sofern ihre 
Konzentration an radioaktiven Stoffen 0,0001 gCi 
g' 1 nicht überschreitet und diese Konzentration 
nicht zu einer Überschreitung der in Artikel 1 1 
und 12 festgelegten Grenzdosen führen kann; 

d) Geräte, die ionisierende Strahlungen aussenden 
und radioaktive Stoffe enthalten, die die in Buch- 
stabe a) genannten Werte überschreiten, und 
zwar unter folgenden Voraussetzungen: 

1 . Ihre Bauart muß von den zuständigen Behör- 
den zugelassen sein; 

2. der mit ihrer Anwendung verbundene Vorteil 
muß das potentielle Risiko rechtfertigen; 

3. sie müssen als umschlossene Strahler ausge- 
führt sein und einen wirksamen Schutz gegen 
jede Berührung der radioaktiven Stoffe und 
gegen das Entweichen dieser Stoffe gewäh- 
leisten; 

4. die Dosis im Abstand von 0,1 m von der be- 
rührbaren Oberfläche des Gerätes darf unter 
normalen Betriebsbedingungen 0,1 mrem/ 
Stunde nicht überschreiten; 

e) Geräte - mit Ausnahme von Fernseheinpfangsge- 
räten -, die ionisierende Strahlungen aussenden, 
aber keine radioaktiven Stoffe enthalten, und 
zwar unter folgenden Voraussetzungen: 

1. Ihre Bauart muß von den zuständigen Behör- 
den zugelassen sein; 

2. der mit ihrer Anwendung verbundene Vorteil 
muß das potentielle Risiko rechtfertigen; 

3. die Dosisrate im Abstand von 0,1 m von der 
berührbaren Oberfläche des Geräts darf unter 
normalen Betriebsbedingungen 0,1 mrem/ 
Stunde nicht überschreiten; 

f) Fernsehempfangsgeräte, bei denen die Dosisrate 
im Abstand von 0,05 m von der Geräteoberfläche 
weniger als 0,5 mrem/Stunde beträgt. 


Artikel 5 

Abgesehen von den in den Rechtsvorschriften der 
einzelnen Staaten vorgesehenen Fällen ist ungeach- 
tet des Ausmaßes der Gefährdung in folgenden Fäl- 
len ein System der vorherigen Zulassung erforder- 
lich: 

a) Verwendung radioaktiver Stoffe zu medizinischen 
Zwecken; 


b) Verwendung radioaktiver Stoffe bei der Herstel- 
lung von Spielwaren und der Einfuhr von Spiel- 
waren, die radioaktive Stoffe enthalten; 

c) Zusatz radioaktiver Stoffe bei der Herstellung 
von Lebensmitteln, Arzneimitteln, kosmetischen 
Erzeugnissen und Erzeugnissen zum Gebrauch 
im häuslichen Bereich sowie bei der Handhabung 
oder Einfuhr aller obengenannten Erzeugnisse; 

d) das gleiche System gilt für Stoffe, die bei der Er- 
richtung und Ausstattung von Gebäuden verwen- 
det werden, falls nicht die Ausnahmeregelung in 
Artikel 5 c) gilt. 


TITEL III 

Dosisbegrenzung bei kontrollierbaren Bestrahlungen 

Artikel 6 

a) Die Bestrahlung der Personen, die ionisierenden 
Strahlungen ausgesetzt sind, ist ebenso wie die 
Zahl dieser Personen so weit zu beschränken, 
wie dies sinnvoll durchführbar ist. In keinem 
Falle dürfen die empfangenen Dosen die nach- 
stehend in diesem Titel festgelegt höchstzulässi- 
gen Dosen für Arbeitskräfte und die Grenzdosen 
für Einzelpersonen der Bevölkerung überschrei- 
ten. 

b) Keine Arbeitskraft darf vor Vollendung des 16. 
Lebesjahres eine Tätigkeit ausüben, bei der sie 
der Gefahr ionisierender Strahlungen ausgesetzt 
wäre. 

c) Im Rahmen des Möglichen ist bei Gesamtbestrah- 
lungen die Summe der aus der Bestrahlung von 
außen und der Bestrahlung von innen herrüh- 
renden Dosen sachgemäß zu errechnen. 


KAPITEL I 

Höchstzulässige Dosen 
für strahlenexponierte Arbeitskräfte 

Artikel 7 
Ganzkörperdosis 

a) Unbeschadet der Ausnahmeregelungen nach 
Buchstaben c und e dieses Artikels wird die 
höchstzulässige Ganzkörperdosis für strahlenex- 
ponierte Arbeitskräfte auf 5 rem/Jahr festgelegt. 

b) Um die Einhaltung der höchstzulässigen Dosen 
für Arbeitskräfte zu gewährleisten, wird bei den 
Strahlenschutzeinrichtungen von einer mittleren 
Ganzkörperdosis von 0,1 rem/Woche ausgegan- 
gen. 
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c) In bestimmten, entsprechend begründeten Fällen 
kann bei Arbeitskräften über 18 Jahre von Buch- 
stabe a) abgewichen werden, sofern die nach der 
folgenden Formel berechnete kumulierte höchst- 
zulässige Dosis für ein bestimmtes Lebensalter 
nicht überschritten wird: 

D - 5 (N- 18) 

D - kumulierte Dosis in rem 

N — Alter in Jahren 

und die Vierteljahresdosis den in Buchstabe f 
genannten Wert nicht überschreitet. 

d) Ist die früher kumulierte Dosis für eine Reihe 
von Jahren, in denen eine berufliche Strahlenbe- 
lastung gegeben war, nicht mit Sicherheit be- 
kannt, so wird davon ausgegangen, daß sie für 
diese Jahre gleich ist der in Artikel 7 Buchstabe 
a festgelegten höchstzulässigen Ganzkörperdosis, 
sis. 

(0 Für Arbeitskräfte unter achtzehn Jahren wird die 
höchstzulässige Ganzkörperdosis auf 1,5 rem/ 
Jahr festgelegt, sofern die nach der Formel in 
Buchstabe c dieses Artikels berechnete kumu- 
lierte Dosis bei einem Lebensalter von dreißig 
Jahren 60 rem nicht überschreitet. 

f) Die in einem Vierteljahr höchstzulässige Ganz- 
körperdosis wird für strahlenexponierte Arbeits- 
kräfte über achtzehn Jahre auf 3 rem testgesetzt. 
Die Verabfolgung einer Einzeldosis von 3 rem 
ist nur in Ausnahmefällen zulässig. 

g) Die Verabfolgung einer Ganzkörperdosis von 3 
rem in einem Vierteljahr ist bei Frauen im Fort- 
pflanzungsalter nur dann zulässig, wenn die Un- 
terleibsdosis 1,3 rem nicht überschreitet. Die Ver- 
abfolgung dieser Dosis ist ferner bei schwangeren 
Frauen nur dann zulässig, wenn die Unterleibs- 
dosis in der Zeitspanne von der Schwanger- 
schaftsfeststellung bis zum Zeitpunkt der Entbin- 
dung 1 rem nicht überschreitet. 


Artikel 8 
Teilkörperdosen 

Für eine Teilkörperbestrahlung gelten folgende 

höchstzulässige Dosen: 

a) Bei Bestrahlungen des Knochenmarks oder der 
Gonaden 5 rem pro Jahr und 3 rem pro Viertel- 
jahr unter den in Artikel 7 für die Ganzkörper- 
dosis genannten Voraussetzungen; 

b) bei Bestrahlungen von außen, die von den Extre- 
mitäten (Hände, Unterarme, Füße, Knöchel) auf- 
genommen werden, 75 rem pro Jahr und 40 rem 
pro Vierteljahr; 


c) bei Bestrahlungen, die von der Haut oder dem 
Knochengewebe mit Ausnahme der in Buchstabe 
b) bezci ebneten Extremitäten aufgenommen wer- 
den, 80 rem pro Jahr und 15 rem pro Vierteljahr; 

d) bei Bestrahlungen anderer Organe oder Gewebe 
als Extremitäten, Plaut, Knochengewebe, Kno- 
chenmark und Gonaden 15 rem pro Jahr und 8 
rem pro Vierteljahr. 

KAPITEL II 

Dosisbegrenzungen bei Studierenden 
und Lehrlingen 

Artikel 9 

a) Als hochstzulässige Dosen für Studierende und 
Lehrlinge über 16 Jahre, die einen mit einer Be- 
lastung durch ionisierende Strahlungen verbun- 
denen Beruf anstreben oder aufgrund ihrer Stu- 
dien ionisierende Strahlungen aussendende 
Strahler benutzen, gelten die in Artikel 7 und 8 
für strahle nexponierte Arbeitskräfte festgesetz- 
ten Dosen. Artikel 7 Buchstabe f findet dabei 
keine Anwendung. 

b) Auf andere Studierende und Lehrlinge findet 
Buchstabe a) dieses Artikels keine Anwendung. 
Diese gelten im Rahmen des Strahlenschutzes als 
Einzelpersonen der Bevölkerung und die Jahres- 
dosen, die sie aufgrund ihrer Ausbildung erhal- 
ten können, müssen weniger als ein Zehntel der 
in Artikel 11 festgelegten Dosen betragen, wobei 
die Einzelbestrahlung jeweils auf 1/100 der in 
Artikel 1 1 festgelegten Dosen begrenzt sein muß. 

KAPITEL III 

Geplante außergewöhnliche Bestrahlungen 
Artikel 10 

Einer genehmigungspflichtigen geplanten außerge- 
wöhnlichen Bestrahlung dürfen nur Arbeitskräfte 
über 18 Jahre, auf die die Formel in Artikel 7 Buch- 
stabe c angewandt werden kann, ausgesetzt wer- 
den. 

a) Die erhaltenen Dosen oder die sich ergebende 
Strahlenbelastung dürfen bei einem bestimmten 
Ereignis das Zweifache und im Laufe des Lebens 
das Fünffache der in Artikel 7 und 8 festgelegten 
höchstzulässigen Jahresdosisgrenzen nicht über- 
schreiten. 

b) Geplante außergewöhnliche Bestrahlungen dür- 
fen in folgenden Fällen nicht genehmigt werden: 

1. Wenn bei einer Bestrahlung, die aus einer als 
homogen angesehenen Bestrahlung des gan- 
zen Körpers herrührt, einer Bestrahlung des 
Knochenmarks oder der Gonaden die Summe 
aus der für die geplante außergewöhnliche Be- 
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Strahlung vorgesehenen Dosis und der früher 
kumulierten Dosis den der Formel D = 5 
(N - 18) errechneten Grenzwert übersteigt; 

2. wenn die Arbeitskraft in den 12 vorhergehen- 
den Monaten eine die in Artikel 7 und 8 fest- 
gelegten höchstzulässigen Vierteljahresdosen 
übersteigende Einzelbestrahlung erhalten hat; 

8. wenn die Arbeitskraft zuvor unfallbedingten 
oder Notbestrahlungen ausgesetzt war, deren 
Summe das Fünffache der in Artikel 7 und 8 
festgelegten höchstzulässigen Jahresdosen 
übersteigt; 

4. wenn die Arbeitskraft eine Frau im Fortpflan- 
zungsalter ist. 

c) Die aus der geplanten außergewöhnlichen Be- 
strahlung herrührenden Dosen werden zu den 
früher empfangenen Dosen hinzugerechnet. Die 
späteren Bestrahlungen werden so begrenzt, daß: 

1 . Bei einer Bestrahlung, die aus einer als homo- 
gen angesehenen Bestrahlung des ganzen Kör- 
pers herrührt, einer Bestrahlung des Knochen- 
marks oder der Gonaden die in einem Viertel- 
jahr erhaltene Dosis oder die sich ergebende 
Strahlenbelastung die Hälfte der in Artikel 7 
und 8 festgelegten Grenzwerte solange unter- 
schreitet, bis die mittlere Vierteljahresdosis 
nach der geplanten außergewöhnlichen Be- 
strahlung erneut unter diesem Grenzwert 
liegt; 

2. bei einer Teilkörperbestrahlung, außer der 
Bestrahlung des Knochenmarks oder der Go- 
naden, die in einem Jahr erhaltene Dosis oder 
die sich ergebende Strahlenbelastung die Hälf- 
te des in Artikel 8 festgelegten Grenzwerts 
solange unterschreitet, bis die mittlere Jahres- 
dosis nach der geplanten außergewöhnlichen 
Bestrahlung erneut unter diesem Grenzwert 
liegt. 

d) Wurden bei einer geplanten Bestrahlung die 
höchstzulässigen Jahresdosen überschritten, so ist 
nicht davon auszugehen, daß diese Dosen als sol- 
che bereits einen Grund darstellen, die Arbeits- 
kräfte von ihrer normalen Beschäftigung auszu- 
schließen. 

e) Uber jede geplante außgergewöhnliche Bestrah- 
lung sind gemäß Artikel 27 Unterlagen im Archiv 
aufzubewahren und Angaben in der in Artikel 32 
vorgesehenen Gesundheitsakte der Arbeitskraft 
zu machen; in der Gesundheitsakte sind auch der 
geschätzte Wert der Bestrahlungsdosis und der 
Wert der im Organismus inkorporierten Aktivi- 
täten zu vermerken. 

f) Jede einer außergewöhnlichen geplanten Bestrah- 
lung ausgesetzte Arbeitskraft unterliegt den Be- 
stimungen des Artikels 21 für die in Artikel 20 
genannten Arbeitskräfte der Kategorie A. 


KAPITEL IV 

Grenzdosen für die Bevölkerung 
Artikel 11 

Grenzdosen für Einzelpersonen der Bevölkerung 

Vorbehaltlich der Anwendung von Artikel 12 gelten 
folgende Grenzdosen: 

a) Die Ganzkörperdosis-Grenze für Einzelpersonen 
der Bevölkerung wird auf 0,5 rem pro Jahr fest- 
gelegt. 

b) Die Teilkörperdosis-Grenzen für Einzelpersonen 
der Bevölkerung werden wie folgt festgelegt: 

1. Knochenmark oder Gonaden: 0,5 rem pro 
Jahr; 

2. bei Bestrahlung von außen, die von den Extre- 
mitäten aufgenommen werden (Hände, Unter- 
arme, Füße, Knöchel): 7,5 rem pro Jahr; 

3. bei Bestrahlungen der Haut oder des Kno- 
chengewebes mit Ausnahme der in Buchstabe 
b) bezeichneten Extremitäten: 3 rem pro Jahr; 

4. bei Bestrahlungen anderer Organe oder Ge- 
webe als Extremitäten, Haut, Knochengewebe, 
Knochenmark und Gonaden: 1,5 rem pro Jahr. 

Artikel 12 

Genetische Dosis für die Gesamtbevölkerung 
Jeder Mitgliedstaat sorgt dafür: 

— daß jeder Beitrag zu der genetischen Gesamtdo- 
sis für die Gesamtbevölkerung durch die verant- 
wortungsbewußte Handhabung dieses Beitrags 
auf einen notwendigen Mindestwert beschränkt 
wird; 

— daß die Summe dieser Beiträge Gegenstand einer 
Abschätzung ist und ständig kontrolliert wird; 

— daß angesichts der Tatsache, daß sich durch eine 
sachgemäße Planung des Strahlenschutzes und 
der Arbeitsabläufe dieser Pegel sehr niedrig hal- 
ten läßt, die gesamte genetische Dosis jeder Her- 
kunft außer den Beiträgen der natürlichen Grund- 
strahlung und der medizinischen Strahlenbela- 
stung mit Sicherheit 5 rem bei jeder Generation 
nicht überschreitet; 

— daß die durch die ärztlichen Untersuchungen und 
Behandlungen bedingten Beiträge soweit einge- 
schränkt werden, wie dies mit den Erfordernis- 
sen der Medizin zu vereinbaren ist. 

TITEL IV 

Abgeleitete betriebstechnische Grenzen 

A r t i k e 1 1 3 

a) Die Dosisberechnung bei einer Bestrahlung mit 
verschiedenen Strahlungsarten erfolgt an Hand 
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der in den Tabellen des Anhangs II dieser Richt- 
linie angeführten Bewertungsfaktoren und Fluß- 
dichten. 

b) Bei einer Kontamination der Umgebung wird die 
Einhaltung der in Artikel 7, 8, 9 ( 10, 11 und 12 
festgelegten Dosisbegrenzungen mit Hilfe der in 
Anhang III dieser Richtlinie angeführten Werte 
sichergestellt. 

c) Die Jahresgrenzwerte für die Inkorporation ra- 
dioaktiver Stoffe durch Einatmung werden für 
strahlenexponierte Arbeitskräfte in der Tabelle 
des Anhangs III dieser Richtlinie angeführt. 

d) Anhang III dieser Richtlinie enthält die Grenz- 
werte für die Konzentrationen radioaktiver Stoffe 
in Luft, die, wenn sie kontinuierlich 2000 Stunden 
pro Jahr von strahlenexponierten Arbeitskräf- 
ten eingeatmet werden, im Organismus oder im 
kritischen Organ zu einer Belastung führen, die 
den in Artikel 7 und 8 für diese Arbeitskräfte 
festgelegten hochstzulässigen Äquivalentdosen 
entspricht. Die Werte sind als Jahresmittel anzu- 
sehen. 

e) Die Tabelle in Anhang III dieser Richtlinie ent- 
hält ferner die Jahresgrenzen für die Inkorpora- 
tion radioaktiver Stoffe durch Einatmung und 
durch Aufnahme über den Gastrointestinaltrakt 
für Einzelpersonen der Bevölkerung. 

f) Bei einer Kontamination durch ein Radionuklide- 
gemisch sind je nach Einzelfall die Werte in An- 
hang III dieser Richtlinie anzuwenden. 

g) Die Jahresgrenzen für die Bestrahlung von außen 
und die Inkorporation in Fällen, in denen es sich 
nicht um die Bestrahlung strahlenexponierter 
Arbeitskräfte handelt, sind aus den in Artikel 9, 
11 und 12 festgelegten Dosisbegrenzungen abzu- 
leiten. 

TITEL V 

Unfallbedingte und Notbestrahlungen 

Artikel 14 

Soweit möglich sind die bei diesen Bestrahlungen 
erhaltenen Dosen oder die sich ergebende Strahlen- 
belastung gemäß den Artikeln 27 und 32 getrennt 
in die Bestrahlungskarte und in die Gesundheitsakte 
der Arbeitskraft einzutragen. 

Artikel 15 

überschreitet die bei einer unfallbedingten oder 
NotbesLrahiung erhaltene Dosis oder die sich erge- 
bende Strahlenbelastung das Zweifache der in Arti- 
kel 7, 8 und 10 für strahlenexponierte Arbeitskräfte 
festgelegten Jahresdosisgrenzen, so sind Artikel 34 
und 35 anzuwenden. 


TITEL VI 

Hauptgrundsätze der Gesundheitsüberwachung 
der Arbeitskräfte 

Artikel 16 

Die Gesundheitsüberwachung der ionisierenden 
Strahlungen ausgesetzten Arbeitskräfte beruht auf 
folgenden Grundsätzen: 

a) Einteilung der Arbeitskräfte in verschiedene Be- 
reiche; 

b) Einteilung der Arbeitskräfte in verschiedene Ka- 
tegorien; 

c) Anwendung besonderer Kontrollbestimmungen 
und -maßnahmen bei den einzelnen Arbeitsbe- 
reichen und Arbeitskräftekategorien. 

Die gleichen Überwachungsmaßnahmen finden bei 
den anderen, ebenfalls ionisierenden Strahlen aus- 
gesetzten Personenkategorien Anwendung. 


KAPITEL I 
Strahlenschutz 

§ 1 - Einteilung und Kennzeichnung 
der Strahlenschutzbereiche 

Artikel 17 

Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, für sämtliche 
Arbeitsplätze, an denen es zur Auswirkung ionisie- 
render Strahlungen kommt, Strahlenschutzvorkeh- 
rungen zu treffen. 

Für Arbeitsbereiche, in denen die Strahlengefähr- 
dung weniger als Vio der höchstzulässigen Jahres- 
dosen für Arbeitskräfte beträgt, sind besondere 
Strahlenschutz' Vorkehrungen nicht erforderlich. 

Ist eine Strahlengefährdung von mehr als Vio der 
höchstzulässigen Jahresdosen für Arbeitskräfte ge- 
geben, so sind die Vorkehrungen der Art der Anlage 
und der Strahler sowie dem Umfang und der Art der 
Risiken anzupassen. 

Der Umfang der Strahlenschutzeinrichtungen und 
der durchzuführenden Maßnahmen sowie ihre Art 
und Beschaffenheit müssen den Risiken entsprechen, 
die mit den Tätigkeiten, bei denen es zu einer Strah- 
lenexposition kommen kann, verbunden sind. 

Es sind zu unterscheiden: 

a) der Kontrollbereich, 

b) der Überwachungsbereich. 

a) Als Kontrollbereich gilt jeder Bereich, in dem 
:i/ io der für strahlenexponierte Arbeitskräfte fest- 
gelegten höchstzulässigen Jahresdosen über- 
schritten werden könnten. 
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Bei folgenden Einrichtungen, in denen Genera- 
toren oder Strahler eine Bestrahlung verursachen 
könnten, müssen ein oder mehrere Kontrollbe- 
reiche abgegrenzt werden: 

1 . Reaktoren und kritische Anordnungen, 

2. Beschleuniger und Röntgengeneratoren, 

3. Umschlossene Strahler für Strahlentherapie, 
Gammagraphie und industrielle Bestrahlungs- 
anlagen, 

4. Industrieanlagen, die mit Thorium oder na- 
türlichem oder angereichertem Uran arbeiten: 

— Uranaufbereitungsanlagen, 

— Anreicherungsanlagen, 

5. Anlagen für die Brennelementfertigung, 

6. Brennstoffaufarbeitungsanlagen, 

7. Berbaubetriebe für Uran und Thorium, 

8. Aufbereitungsanlagen für radioaktive Abfall- 
stoffe und Abfallager, 

9. Laboratorien und Werksanlagen für hohe Ak- 
tivitäten. 

b) Als Überwachungsbereich gilt jeder Bereich, in 
dem Vio der für strahlenexponierte Arbeitskräfte 
festgelegten höchstzulässigen Dosen überschritten 
werden kann und der nicht als Kontrollbereich 
gilt. 

Artikel 18 

Die Kontroll- und Uberwachungsbereiche sind ab- 
zugrenzen. Innerhalb dieser Bereiche sind - unter 
Berücksichtigung der Art und des Umfangs der Risi- 
ken - eine Überwachung der radiologischen Stör- 
einflüsse der Umweltbedingungen einzurichten und 
insbesondere die Aktivitäten und Dosen zu messen 
und die Meßergebnisse aufzuzeichnen sowie die der 
Strahlengefährdung entsprechenden Arbeitsanwei- 
sungen vorzusehen. Außerdem sind in den Kontroll- 
bereichen die mit den Strahlern verbundenen Risi- 
ken und in den Überwachungsbereichen die Strah- 
len anzugeben. Diese Aufgaben sind von qualifizier- 
ten Sachverständigen durchzuführen. 


Artikel 19 

In jedem Kontrollbereich ist zumindest der Zugang 
durch eine geeignete Kennzeichnung zu regeln. 

§ 2 - Einteilung der Arbeitskräfte 
Artikel 20 

Jede Arbeitskraft, die während ihrer Arbeit mehr als 
V io der in Artikel 7, 8 und 10 für Arbeitskräfte fest- 


gelegten höchstzulässigen Jahresdosen erhalten 
könnte, gilt als ionisierenden Strahlen ausgesetzt. 
In der Praxis werden zu Kontroll- und Überwa- 
chungszwecken zwei Kategorien von strahlenexpo- 
nierten Arbeitskräften unterschieden: 

— Kategorie A: Arbeitskräfte, die eine höhere Dosis 
als 3 /io der höchstzulässigen Jahresdosen erhal- 
ten könnten, 

— Kategorie B: Arbeitskräfte, bei denen diese Dosis 
nicht auftreten kann. 


Artikel 21 

Die in Artikel 20 genannten Arbeitskräfte sind über 
die Risiken, die die Beschäftigung für ihre Gesund- 
heit mit sich bringt, sowie über die zu treffenden 
Vorsichtsmaßnahmen zu unterrichten und auf die 
Bedeutung hinzuweisen, die der Beachtung der tech- 
nischen und ärztlichen Vorschriften zukommt. 

Den anderen, in Artikel 9 Buchstabe a genannten 
Kategorien strahlenexponierter Personen ist eben- 
falls eine entsprechende Ausbildung auf dem Gebiet 
des Strahlenschutzes zu vermitteln; sie sind ferner 
angemessen über die tatsächlich bestehenden Risiken 
zu unterrichten. 

§ 3 - Prüfung und Kontrolle der Schutzvorrichtung 
und Meßgeräte 

Artikel 22 

Die Prüfung und Kontrolle der Schutzvorrichtungen 
und Meßgeräte ist von Sachverständigen durchzu- 
führen, deren Qualifikation von den zuständigen 
Behörden anerkannt ist. 

Diese Prüfungen und Kontrollen umfassen: 

a) die vorherige kritische Prüfung geplanter An- 
lagenprojekte unter dem Gesichtspunkt des 
Strahlenschutzes ; 

b) die Abnahme neuer Anlagen unter dem Gesichts- 
punkt des Strahlenschutzes; 

c) den regelmäßigen Nachweis der Wirksamkeit der 
Schutzvorrichtungen und -verfahren; 

d) den regelmäßigen Nachweis der einwandfreien 
Arbeitsweise der Meßgeräte und ihres richtigen 
Gebrauchs. 

KAPITEL II 

Ermittlung der Bestrahlung 
Artikel 23 

Art und Zeitfolge der Bestrahlungsermittlung sind 
so festzulegen, daß die Einhaltung der Grundnor- 
men in jedem Falle gewährleistet ist. 
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§ 1 - Kollektive Strahlenüberwachung 
Artikel 24 

Unter Berücksichtigung der radiologischen Störein- 
flüsse sind folgende Messungen durchzuführen: 

a) die Dosis- oder Flußdichtemessung unter Angabe 
der Art und Beschaffenheit der betreffenden 
Strahlung; 

b) die Messung der Luft- und Oberflächenkontami- 
nation durch radioaktive Stoffe, unter Angabe 
ihrer Art und ihres physikalischen und chemi- 
schen Zustandes. 

Die Ergebnisse dieser Messungen werden in be- 
stimmten Fällen zur Abschätzung der empfangenen 
Einzeldosen herangezogen. 

§ 2 - Personenüberwachung 
Artikel 25 

Die individuelle Ermittlung der von jeder Arbeits- 
kraft erhaltenen Dosen ist bei Arbeitskräften der 
Kategorie A systematisch vorzunehmen. Die Ermitt- 
lung beruht auf individuellen Messungen und, wenn 
diese nicht durchführbar oder unzureichend sind, 
entweder auf einer Schätzung anhand individueller 
Messungen bei anderen Arbeitskräften oder anhand 
der Ergebnisse der in Artikel 24 vorgesehenen kol- 
lektiven Überwachung. 

§ 3 - Ermittlung der unfallbedingten oder 
Notbestrahlungen 

Artikel 26 

Bei unfallbedingten oder Notbestrahlungen, bei de- 
nen die in Titel III vorgesehenen Grenzdosen über- 
schritten werden, sind die Energiedosen zu ermitteln, 
gleichgültig ob Ganzkörper- oder Teilkörperbestrah- 
lung vorliegt. 

§ 4 - Aufzeichnung der Ergebnisse 
Artikel 27 

Im Archiv sind für die Dauer von mindestens dreißig 
Jahren aufzubewahren: 

a) die Meßergebnisse der kollektiven Überwachung, 
soweit sie zur Ermittlung individueller Dosen 
herangezogen worden sind; 

b) die Bestrahlungskarte, die Unterlagen über die 
Ermittlung der Personendosis enthält; 

c) bei unfallbedingter oder Notbestrahlung, die Be- 
richte über die näheren Umstände und die Inter- 
ventionsmaßnahmen. 


Die in Buchstabe b dieses Artikels genannten Unter- 
lagen sind mindestens dreißig Jahre lang nach Been- 
digung der Beschäftigung, die zu der Einwirkung 
ionisierender Strahlungen geführt hat, im Archiv 
aufzubewahren. 

In bestimmten Fällen sind die in Buchstabe c genann- 
ten Unterlagen während der Lebenszeit der betref- 
fenden Personen im Archiv aufzubewahren. 


KAPITEL III 

Ärztliche Überwachung der Arbeitskräfte, 
die ionisierenden Strahlungen ausgesetzt sind 

Artikel 28 

a) Die ärztliche Überwachung der ionisierenden 
Strahlungen ausgesetzten Arbeitskräfte erfolgt 
nach den Grundsätzen der Arbeitsmedizin. Sie 
umfaßt Einstellungsuntersuchungen und spätere 
Kontrolluntersuchungen. Die Häufigkeit der Kon- 
trolluntersuchungen richtet sich sowohl nach dem 
Gesundheitszustand der Arbeitskräfte, als auch 
nach den Arbeitsbedingungen und ihren etwaigen 
Auswirkungen. Diese Überwachung wird durch 
Untersuchungen ergänzt, die dem jeweiligen Um- 
fang der Strahlenexposition entsprechen. 

b) Es sind zu unterscheiden: 

1. die ärztliche Überwachung der Arbeitskräfte 
der Kategorie A; 

2. die ärztliche Überwachung der Arbeitskräfte 
der Kategorie B; 

3. die außergewöhnliche ärztliche Überwachung 
der ionisierenden Strahlungen ausgesetzten 
Arbeitskräfte. 

c) Für die Tätigkeiten, bei denen das Risiko einer 
Strahlenexposition besteht, gilt für die Tauglich- 
keit der Arbeitskräfte die nachstehende Eintei- 
lung nach ärztlichen Gesichtpunkten: 

1. Arbeitskräfte, die für diese Tätigkeit untaug- 
lich und daher aus dem Gefahrenbereich zu 
entfernen sind. 

2. Zur Beobachtung gestellte Arbeitskräfte, bei 
denen nachgewiesen werden muß, daß sie 
dem Risiko ausgesetzt werden dürfen. 

3. Taugliche Arbeitskräfte, die dem mit ihrer 
Tätigkeit verbundenen Risiko weiterhin aus- 
gesetzt werden dürfen. 

4. Arbeitskräfte, die unter ärztlicher Überwa- 
chung stehen. Bei den zu dieser Kategorie ge- 
hörenden Arbeitskräften können nach Been- 
digung der Beschäftigung, bei der sie ionisie- 
render Strahlungen ausgesetzt waren, Unter- 
suchungen notwendig sein. 
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§ 1 - Ärztliche Überwachung 
der Arbeitskräfte der Kategorie A 

Artikel 29 

Die ärztliche Überwachung der Arbeitskräfte der 

Kategorie A erfolgt durch behördlich ermächtigte 

Arzte. 

Artikel 30 

a) Arbeitskräfte der Kategorie A dürfen keinen Ar- 
beitsplatz erhalten, an dem sie ionisierenden 
Strahlungen ausgesetzt sind, oder auf einem sol- 
chen Arbeitsplatz belassen werden, wenn der 
ärztliche Befund dem entgegensteht. 

b) Jeder Mitgliedstaat trifft Regelungen für etwai- 
ge Beschwerden gegen den obengenannten Be- 
fund. 

Artikel 31 

Die ärztliche Überwachung der Arbeitskräfte der Ka- 
tegorie A umfaßt: 

a) eine ärztliche Einstellungsuntersuchung 

1. Zu dieser Untersuchung gehört die Aufnahme 
einer vollständigen Anamnese, in der alle 
früheren Bestrahlungen zu vermerken sind, 
sowie eine klinische Gesamtuntersuchung; 
diese ist durch Einzeluntersuchungen zu er- 
gänzen, soweit dies für eine Beurteilung des 
Zustandes der durch eine Bestrahlung am 
meisten gefährdeten Organe und Funktionen 
erforderlich ist; dabei sind auch die Probleme 
zu berücksichtigen, die sich aus Begleitrisiken 
ergeben. 

2. Der untersuchende behördlich ermächtigte 
Arzt muß von der anfänglichen Verwendung 
der Arbeitskraft und jedem Wechsel in ihrer 
Verwendung sowie von den mit der Verwen- 
dung verbundenen Bestrahlungen Kenntnis 
haben. 

b) Regelmäßige ärztliche Untersuchungen insbeson- 
dere zur Beurteilung des Zustandes der kritischen 
Organe oder der durch eine Bestrahlung am mei- 
sten gefährdeten Funktionen. 

1. Zeitfolge und Art dieser Untersuchungen rich- 
ten sich nach den Arbeitsbedingungen und 
dem Gesundheitszustand der Arbeitskräfte. 
Auf jeden Fall darf der Zeitraum zwischen 
zwei aufeinanderfolgenden Untersuchungen 
ein Jahr nicht überschreiten und ist zu verkür- 
zen, wenn die Bestrahlungsbedingungen oder 
der Gesundheitszustand der einzelnen Ar- 
beitskräfte dies erfordern. 

2. Nach Beendigung der Beschäftigung kann der 
behördlich ermächtigte Arzt die ärztliche 


Überwachung so lange fortsetzen, wie er sie 
zum Schutze der Gesundheit des Betreffenden 
für notwendig hält. 


Artikel 32 

a) Für jede Arbeitskraft wird eine Gesundheits- 
akte angelegt, die während der beruflichen Tä- 
tigkeit des Betreffenden als Arbeitskraft der Ka- 
tegorie A auf dem laufenden zu halten und nach 
Beendigung der Beschäftigung, die zu einer Ein- 
wirkung ionisierender Strahlungen geführt hat, 
im Archiv aufzubewahren ist. 

b) Die Gesundheitsakte enthält Angaben über die 
Verwendung der einzelnen Arbeitskräfte, die Er- 
gebnisse der ärztlichen Untersuchungen und die 
Bilanz der von den einzelnen Arbeitskräften emp- 
fangenen Dosen, um so die Einhaltung der in Ar- 
tikel 7, 8 und 10 festgelegten höchstzulässigen 
Dosen nachprüfen zu können. 


§ 2 - Ärztliche Überwachung 
der Arbeitskräfte der Kategorie B 

Artikel 33 

Die ärztliche Überwachung der Arbeitskräfte der 
Kategorie B erfolgt nach den Grundsätzen der allge- 
meinen arbeitsmedizinischen Praxis. 

Art und Häufigkeit der ärztlichen Untersuchungen 
richten sich nach dem Gesundheitszustand der ein- 
zelnen Arbeitskräfte, den Arbeitsbedingungen und 
der Strahlenexposition. 

§ 3 - Außergewöhnliche Überwachung 
der Arbeitskräfte , die ionisierenden Strahlungen 
ausgesetzt sind 

Artikel 34 

Diese Überwachung erfolgt in allen Fällen, in denen 
die in Artikel 7, 8, 9 und 10 festgelegten höchstzu- 
lässigen Dosen überschritten werden. Im Rahmen 
der von den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 36 ge- 
troffenen Maßnahmen entscheidet der behördlich 
ermächtigte Arzt über die Belassung der Arbeits- 
kraft an einem Arbeitsplatz, an dem sie ionisieren- 
den Strahlen ausgesetzt ist. 


Artikel 35 

Die in Artikel 31 vorgesehenen üblichen Untersu- 
chungen sind in den in Artikel 34 genannten Fällen 
durch alle vom Arzt für notwendig gehaltenen Unter- 
suchungen, Dekontaminations- und Notbehandlungs- 
maßnahmen zu ergänzen. 

Falls der Arzt es für notwendig erachtet, überweist 
er den Arbeitnehmer an geeignete Institutionen. 
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KAPITEL IV 
Artikel 36 

a) Jeder Mitgliedstaat trifft alle für eine wirksame 
Gesundheitsüberwachung der Arbeitskräfte er- 
forderlichen Maßnahmen. Er erläßt Vorschriften 
für die Einteilung der Arbeitsplätze und Arbeits- 
kräfte und für die Anwendung der Bestimmungen 
über den Strahlenschutz und die damit zusam- 
menhängenden Kontrollmaßnahmen. Er richtet 
außerdem ein oder mehrere Aufsichtssysteme ein, 
die die Oberaufsicht über die in den vorliegenden 
Normen vorgesehenen Untersuchungen und Kon- 
trollen ausüben und die Uberwachungs- und In- 
terventionsmaßnahmen in allen Fällen veranlas- 
sen, in denen sich diese als erforderlich erweisen. 

b) Jeder Mitgliedstaat erläßt Vorschriften für die 
Zulassung der Sachverständigen, denen die Un- 
tersuchung und Kontrolle der verschiedenen 
Schutzvorrichtungen und Meßinstrumente ob- 
liegt, sowie zur Ermächtigung der Ärzte, die mit 
der ärztlichen Überwachung der Arbeitskräfte der 
Kategorie A beauftragt werden. Jeder Mitglied- 
staat sorgt für die Ausbildung dieser Fachleute. 

c) Jeder Mitgliedstaat sorgt ferner dafür, daß den 
verantwortlichen Dienststellen die für die rei- 
bungslose Durchführung der Gesundheitsüber- 
wachung der Arbeitskräfte erforderlichen Mittel 
zur Verfügung gestellt werden. Ein besonderer 
Strahlenschutzdienst muß immer dann eingerich- 
tet werden, wenn es sich um umfangreiche Groß- 
anlagen handelt oder um Anlagen, bei denen ein 
größeres Bestrahlungs- oder Kontaminations- 
risiko gegeben ist. Der Strahlenschutzdienst ist 
von den Produktions- und Betriebsabteilungen 
getrennt zu führen, kann aber mit diesen Zusam- 
menarbeiten. 

d) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß in- 
nerhalb der Gemeinschaft der ungehinderte Um- 
lauf aller sachdienlichen Informationen über die 
Verwendung der Arbeitskräfte und die erhalte- 
nen Bestrahlungen gewährleistet wird. 

e) Jeder Mitgliedstaat erstellt für die Ärzte, die mit 
der Überwachung der ionisierenden Strahlungen 
ausgesetzten Arbeitskräfte beauftragt sind, ein 
als Hinweis dienendes Verzeichnis der Untaug- 
lichkeitskriterien. 

TITEL VII 

Hauptgrundsätze für die Gesundheitsüberwachung 
der Bevölkerung 

Artikel 37 

Die Gesundheitsüberwachung der Bevölkerung be- 
ruht vor allem auf der Ermittlung der Bestrahlungs- 
dosen, die bei den kritischen Bevölkerungsgruppen 
und der gesamten Bevölkerung sowohl unter nor- 
malen Verhältnissen als auch bei Unfällen auftreten. 


Artikel 38 

Die Grenzwerte der jährlichen Inkorporation durch 
Inhalation und durch Aufnahme über den Gastroin- 
testinaltrakt für Einzelpersonen der Bevölkerung 
werden an Hand der in Artikel 11 genannten Dosis- 
begrenzungen berechnet; sie sind in Anhang III 
dieser Richtlinie aufgeführt. Die Dosis- und Inkor- 
porationsgrenzwerte für Fälle, in denen es sich nicht 
um die Bestrahlung strahlenexponierter Arbeits- 
kräfte handelt, werden an Hand der in Anhang III 
dieser Richtlinie aufgeführten Dosisbegrenzungen 
und Inkorporationsgrenzwerte ermittelt. 

Bei dieser Berechnung sind die Merkmale bestimmter 
kritischer Gruppen zu berücksichtigen. 

a) Die Überwachung umfaßt alle Maßnahmen und 
Kontrollen, die darauf abzielen, diejenigen Fak- 
toren zu ermitteln und auszuschalten, die bei der 
Erzeugung und Anwendung ionisierender Strah- 
lung während eines beliebigen, mit einer Strah- 
lenexposition verbundenen Arbeitsgangs für die 
Bevölkerung ein unvertretbares Bestrahlungsrisi- 
ko zur Folge haben könnten. Der Umfang der 
einzusetzenden Mittel richtet sich nach dem Aus- 
maß der Strahlenrisiken, insbesondere der Risi- 
ken einer durch Unfall ausgelösten Bestrahlung 
und nach den demographischen Gegebenheiten. 

b) Die Überwachung gilt 

1. den kritischen Bevölkerungsgruppen, insbe- 
sondere dort, wo sich solche Gruppen aufhal- 
ten können; 

2. dem gesamten Staatsgebiet, wobei als Grenz- 
dosis die für die Gesamtbevölkerung festge- 
setzte höchstzulässige Dosis zugrunde gelegt 
wird. 


Artikel 39 

Die Überwachung umfaßt die Prüfung und Kontrolle 
der Schutzvorrichtungen sowie die Dosismessungen, 
die zum Schutz der Bevölkerung vorzunehmen sind. 

a) Zur Prüfung und Kontrolle der Schutzvorrichtun- 
gen gehören u. a.: 

1. die Prüfung und vorherige Genehmigung ge- 
planter Anlagenprojekte, bei denen die Ge- 
fahr einer Bestrahlung gegeben ist, sowie der 
entsprechenden Standortplanungen innerhalb 
des Staatsgebiets; 

2. die Abnahme der neuen Anlagen unter dem 
Gesichtspunkt des Schutzes vor Bestrahlungen 
und Kontaminationen, die sich auch außerhalb 
des Betriebes auswirken könnten, unter Be- 
rücksichtigung der demographischen, meteoro- 
logischen, geologischen, hydrologischen und 
ökologischen Verhältnisse; 
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3. der Nachweis der Wirksamkeit der techni- 
schen Schutzvorrichtungen; 

4. die Abnahme der Strahlen- und Kontamina- 
tionsmeßgeräte im Hinblick auf die Erforder- 
nisse der Überwachung der radiologischen 
Störeinflüsse; 

5. der Nachweis der einwandfreien Arbeitsweise 
der Meßinstrumente und ihres richtigen Ge- 
brauchs; 

6. die Aufstellung von Notstandsplänen und 
ihre Genehmigung in allen Fällen, in denen 
sich dies als notwendig erweist; 

7. die Aufstellung und Anwendung von Ablei- 
tungsvorschriften und der Maßnahmen zur 
Dosismessung; 

b) Die zum Schutze der Bevölkerung durchzuführen- 
den Dosismessungen umfassen u. a.: 

1. die Ermittlung der Bestrahlungen von außen 
mit Angabe der betreffenden Strahlungsart 
sowie, je nach Lage des Falles, die Bestim- 
mung der in Luft gemessenen Dosis oder der 
Flußdichte; 

2. die Ermittlung der radioaktiven Kontamina- 
tion mit Angabe der Art und des physika- 
lischen und chemischen Zustandes der konta- 
minierenden radioaktiven Stoffe sowie die 
Bestimmung der Aktivität der radioaktiven 
Stoffe und ihrer Konzentration (je Volumen- 
einheit in der Atmosphäre und im Wasser, 
je Oberflächeneinheit am Boden, je Gewichts- 
einheit bei den biologischen und Nahrungs- 
mittelproben) ; 

3. die Ermittlung der Bestrahlungsdosen, die bei 
den kritischen Gruppen unter normalen oder 
außergewöhnlichen Bedingungen auftreten 
können, und die Spezifizierung der Kennmerk- 
male der kritischen Gruppen; 

4. die Ermittlung der genetischen Dosis und der 
genetisch signifikanten Jahresdosis unter Be- 
rücksichtigung der demographischen Gege- 
benheiten. Insbesondere ist die Summierung 
der von den verschiedenen Strahlern her- 
rührenden Bestrahlungen soweit wie möglich 
durchzuführen. 

c) Die Zeitfolge der Ermittlungen ist so festzulegen, 
daß die Einhaltung der Grundnormen in jedem 
Falle gewährleistet ist. 

d) Die Dokumente über die Messungen der Bestrah- 
lung von außen und der radioaktiven Kontami- 
nation sowie die Ermittlungsergebnisse über die 
von der Bevölkerung erhaltene Dosis sind im 
Archiv aufzubewahren. 


Artikel 40 

a) Jeder Mitgliedstaat richtet ein Aufsichtssystem 
ein, durch das die Oberaufsicht über den Gesund- 
heitsschutz der Bevölkerung ausgeübt und die 
Einhaltung der in Artikel 11 und 12 festgelegten 
Dosisgrenzen überwacht wird. 

b) Jeder Mitgliedstaat veranlaßt alle Überwachungs- 
und Interventionsmaßnahmen in allen Fällen, in 
denen dies notwendig ist. 

c) Die Mitgliedstaaten treffen Maßnahmen zur Si- 
cherstellung und wirksamen Koordinierung der 
Gesundheitsüberwachung der Bevölkerung. Sie 
legen die Zeitfolge der Ermittlungen fest und sor- 
gen für die Feststellung der kritischen Gruppen, 
unter Berücksichtigung des effektiven Übertra- 
gungsweges der Radioaktivität. Gegebenenfalls 
können diese Maßnahmen von den einzelnen 
Mitgliedstaaten jeweils gemeinsam mit anderen 
Mitgliedstaaten getroffen werden. 

d) Im Hinblick auf etwaige Unfälle haben die Mit- 
gliedstaaten folgende Aufgaben.- 

1. Festlegung der Interventionsniveaus, der von 
den zuständigen Behörden zu treffenden Maß- 
nahmen und der Überwachungsmodalitäten 
für die Bevölkerungsgruppen, die einer die 
Grenzwerte in Artikel 11 und 12 überschrei- 
tenden Bestrahlung ausgesetzt sein können; 

2. Planung und Einrichtung des zum Schutz und 
zur Erhaltung der Volksgesundheit erforder- 
lichen Interventionsdienstes mit entsprechen- 
der personeller und materieller Ausstattung. 
Gegebenenfalls können diese Maßnahmen von 
den einzelnen Mitgliedstaaten jeweils ge- 
meinsam mit anderen Mitgliedstaaten getrof- 
fen werden. 

e) Jeder Unfall, der eine Bestrahlung der Bevölke- 
rung zur Folge hat, ist, wenn die Umstände es 
erfordern, unverzüglich den benachbarten Mit- 
gliedstaaten und der Kommission der Europäi- 
schen Gemeinschaften zu melden. 


Artikel 41 

a) Jeder Mitgliedstaat trifft innerhalb von zwei Jah- 
ren nach Bekanntgabe dieser Richtlinie die er- 
forderlichen Maßnahmen, um ihr nachzukommen. 

b) Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission die ge- 
mäß dieser Richtlinie getroffenen Maßnahmen 
mit. 


Artikel 42 

Diese Richtlinie gilt für alle Mitgliedstaaten. 
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Alphabetische Zusammenstellung der Elemente 


Z Name Z Name 


Ac 

89 

Actinium 

Ag 

47 

Silber 

Al 

13 

Aluminium 

Am 

95 

Americium 

Ar 

18 

Argon 

As 

33 

Arsen 

At 

85 

Astat 

Au 

79 

Gold 

B 

5 

Bor 

Ba 

56 

Barium 

Be 

4 

Beryllium 

Bi 

83 

Wismut 

Bk 

97 

Berkelium 

Br 

35 

Brom 

C 

6 

Kohlenstoff 

Ca 

20 

Calcium 

Cd 

48 

Cadmium 

Ce 

58 

Cer 

Cf 

98 

Californium 

CI 

17 

Chlor 

Cm 

96 

Curium 

Co 

27 

Kobalt 

Cr 

24 

Chrom 

Cs 

55 

Cäsium 

Cu 

29 

Kupfer 

Dy 

66 

Dysprosium 

Er 

68 

Erbium 

Es 

99 

Einsteinium 

Eu 

63 

Europium 

F 

9 

Fluor 

Fe 

26 

Eisen 

Fm 

100 

Fermium 

Fr 

87 

Francium 

Ga 

31 

Gallium 

Gd 

64 

Gadolinium 

Ge 

32 

Germanium 

H 

1 

Wasserstoff 

He 

2 

Helium 

Hf 

72 

Hafnium 

Hg 

80 

Quecksilber 

Ho 

67 

Holmium 

In 

49 

Indium 

Ir 

77 

Iridium 

J/I 

53 

Jod 

K 

19 

Kalium 

Kr 

36 

Krypton 

Ku 

104 

Kurchatovium 

La 

57 

Lanthan 

Li 

3 

Lithium 

Lu 

71 

Lutetium 

Lw 

103 

Lawrencium 


Md 

101 

Mendelevium 

Mg 

12 

Magnesium 

Mn 

25 

Mangan 

Mo 

42 

Molybdän 

N 

7 

Stickstoff 

Na 

11 

Natrium 

Nb 

41 

Niob 

Nd 

60 

Neodym 

Ne 

10 

Neon 

Ni 

28 

Nickel 

No 

102 

Nobelium 

Np 

93 

Neptunium 

O 

8 

Sauerstoff 

Os 

76 

Osmium 

P 

15 

Phosphor 

Pa 

91 

Protactinium 

Pb 

82 

Blei 

Pd 

46 

Palladium 

Pm 

61 

Promethium 

Po 

84 

Polonium 

Pr 

59 

Praseodym 

Pt 

78 

Platin 

Pu 

94 

Plutonium 

Ra 

88 

Radium 

Rb 

37 

Rubidium 

Re 

75 

Rhenium 

Rh 

45 

Rhodium 

Rn 

86 

Radon 

Ru 

44 

Ruthenium 

S 

16 

Schwefel 

Sb 

51 

Antimon 

Sc 

21 

Scandium 

Se 

34 

Selen 

Si 

14 

Silicium 

Sm 

62 

Samarium 

Sn 

50 

Zinn 

Sr 

38 

Strontium 

Ta 

73 

Tantal 

Tb 

65 

Terbium 

Tc 

43 

Technetium 

Te 

52 

Tellur 

Th 

90 

Thorium 

Ti 

22 

Titan 

TI 

81 

Thallium 

Tm 

69 

Thulium 

U 

92 

Uran 

V 

23 

Vanadin 

W 

74 

Wolfram 

Xe 

54 

Xenon 

Y 

39 

Yttrium 

Yb 

70 

Ytterbium 

Zn 

30 

Zink 

Zr 

40 

Zirkon 
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Anhang I 


§ 1 — Aktivitätsgrenzwerte gemäß Artikel 5, Buchstabe a für die in der linken 
Spalte aufgeführten Radionuklide. Die Werte sind in den einzelnen Spal- 
ten jeweils durch X gekennzeichnet. 


Radionuklide *) 

Gruppe I 
IO' 7 Ci 

Gruppe II 
10'° Ci 

Gruppe III 
IO' 5 Ci 

Gruppe IV 

1 0' 4 Ci 

11 

H 

3 



X 

4 

Be 

7 


X 

6 

C 

14 


X 

8 

O 

15 



X 

9 

F 

18 


X 

11 

Na 

22 

X 


11 

Na 

24 


X 

14 

Si 

31 


X 

15 

P 

32 


X 

16 

S 

35 


X 

17 

CI 

36 

X 


17 

CI 

38 


X 

18 

Ar 

37 



X 

18 

Ar 

41 


X 

19 

K 

42 


X 

19 

K 

43 


X 

20 

Ca 

45 

X 


20 

Ca 

47 


X 

21 

Sc 

46 

X 


21 

Sc 

47 


X 

21 

Sc 

48 


X 

23 

V 

48 


X 

24 

Cr 

51 


X 

25 

Mn 

52 


X 

25 

Mn 

54 

X 


25 

Mn 

56 


X 

26 

Fe 

52 


X 

26 

Fe 

55 


X 

26 

Fe 

59 


X 

27 

Co 

56 

X 


27 

Co 

57 


X 

27 

Co 

58 


X 

27 

Co 

58m 



X 


9 Alphabetische Zusammenstellung der Elemente siehe Seiten 43 und 44 
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Radionuklide 

Gruppe I 
10- 7 Ci 

Gruppe II 
10-« Ci 

Gruppe III 

1 0' 5 Ci 

Gruppe IV 
10- 4 Ci 

27 

Co 

60 

X 



28 

Ni 

59 


X 

28 

Ni 

63 

X 


28 

Ni 

65 

X 


29 

Cu 

64 

X 


30 

Zn 

65 

X 


30 

Zn 

69m 

X 


30 

Zn 

69 


X 

31 

Ga 

72 

X 


32 

Ge 

71 


X 

33 

As 

73 

X 


33 

As 

74 

X 


33 

As 

76 

X 


33 

As 

77 

X 


34 

Se 

75 

X 


35 

Br 

82 

X 


36 

Kr 

85m 

X 


36 

Kr 

85 


X 

36 

Kr 

87 

X 


37 

Rb 

86 

X 


38 

Sr 

85m 


X 

38 

Sr 

85 

X 


38 

Sr 

89 

X 



38 

Sr 

90 

X 



38 

Sr 

91 

X 


38 

Sr 

92 

X 


39 

Y 

90 

X 


39 

Y 

91m 


X 

39 

Y 

91 

X 



39 

Y 

92 

X 


39 

Y 

93 

X 


40 

Zr 

93 


X 

40 

Zr 

95 

X 



40 

Zr 

97 

X 


41 

Nb 

93m 

X 


41 

Nb 

95 

X 


41 

Nb 

97 


X 
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Radionuklide 

Gruppe I 
IO“ 7 Ci 

Gruppe II 
IO' 6 Ci 

Gruppe III 
IO' 5 Ci 

Gruppe IV 
IO’ 4 Ci 

42 

Mo 

99 


X 

43 

Tc 

96m 



X 

43 

Tc 

96 


X 

43 

Tc 

97m 


X 

43 

Tc 

97 


X 

43 

Tc 

99m 



X 

43 

Tc 

99 


X 

44 

Ru 

97 


X 

44 

Ru 

103 


X 

44 

Ru 

105 


X 

44 

Ru 

106 

X 


45 

Rh 

103m 



X 

45 

Rh 

105 


X 

46 

Pd 

103 


X 

46 

Pd 

109 


X 

47 

Ag 

105 


X 

47 

Ag 

1 10m 

X 


47 

Ag 

111 


X 

48 

Cd 

109 


X 

48 

Cd 

115m 

X 


48 

Cd 

115 


X 

49 

In 

113m 



X 

49 

In 

114m 

X 


49 

In 

115m 


X 

50 

Sn 

113 


X 

50 

Sn 

125 


X 

51 

Sb 

122 


X 

51 

Sb 

124 

X 


51 

Sb 

125 

X 


52 

Te 

125m 


X 

52 

Te 

127m 

X 


52 

Te 

127 


X 

52 

Te 

129m 

X 


52 

Te 

129 


X 

52 

Te 

131m 


X 

52 

Te 

132 


X 

53 

I 

124 

X 
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Radionuklide 

Gruppe I 
IO' 7 Ci 

Gruppe II 
IO' 6 Ci 

Gruppe III 
IO" 5 Ci 

Gruppe IV 
IO' 4 Ci 

53 

I 

125 

X 


53 

I 

126 

X 


53 

I 

129 



X 

53 

I 

130 


X 

53 

I 

131 

X 


53 

I 

132 


X 

53 

I 

133 

X 


53 

I 

134 


X 

53 

I 

135 


X 

54 

Xe 

131m 



X 

54 

Xe 

133 



X 

54 

Xe 

135 


X 

55 

Cs 

131 


X 

55 

Cs 

134m 



x 

55 

Cs 

134 

X 


55 

Cs 

135 



X 

55 

Cs 

136 


X 

55 

Cs 

137 

X 


56 

Ba 

131 


X 

56 

Ba 

140 

X 


57 

La 

140 


X 

58 

Ce 

141 


X 

58 

Ce 

143 


X 

58 

Ce 

144 

X 


59 

Pr 

142 


X 

59 

Pr 

143 


X 

60 

Nd 

147 


X 

60 

Nd 

149 


X 

61 

Pm 

147 


X 

61 

Pm 

149 


X 

62 

Sm 

151 


X 

62 

Sm 

153 


X 

63 

Eu(9h) 

152m 


X 

63 

Eu(13a) 

152 

X 


63 

Eu 

154 

x 


63 

Eu 

155 


X 

64 

Gd 

153 


X 
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Radinrmklidp 


Gruppe I 

Gruppe II 

Gruppe III 

Gruppe IV 




10- 7 Ci 

1 0-« Ci 

IO' 5 Ci 

© 

n 

64 

Gd 

159 

X 

65 

Tb 

160 

X 


66 

Dy 

165 

X 

66 

Dy 

166 

X 

67 

Ho 

166 

X 

68 

Er 

169 

X 

68 

Er 

171 

X 

69 

Tm 

170 

X 


69 

Tm 

171 

X 

70 

Yb 

175 

X 

71 

Lu 

177 

X 

72 

Hf 

181 

X 


73 

Ta 

182 

X 


74 

W 

181 

X 

74 

W 

185 

X 

74 

W 

187 

X 

75 

Re 

183 

X 

75 

Re 

186 

X 

75 

Re 

188 

X 

76 

Cs 

185 

X 

76 

Cs 

191m 


X 

76 

Cs 

191 

X 

76 

Cs 

193 

X 

77 

Ir 

190 

X 

77 

Ir 

192 

X 


77 

Ir 

194 

X 

78 

Pt 

191 

X 

78 

Pt 

193m 


X 

78 

Pt 

193 

X 

78 

Pt 

197m 


X 

78 

Pt 

197 

X 

79 

Au 

196 

X 

79 

Au 

198 

X 

79 

Au 

199 

X 

80 

Hg 

197 

X 

80 

Hg 

197m 

X 

80 

Hg 

203 

X 
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Radionuklide 

Gruppe I 
IO' 7 Ci 

Gruppe II 
IO' 6 Ci 

Gruppe III 
10"> Ci 

Gruppe IV 
IO' 4 Ci 

81 

TI 

200 



X 

81 

TI 

201 



X 

81 

TI 

202 



X 

81 

TI 

204 


X 


82 

Pb 

203 



X 

82 

Pb 

210 

X 



82 

Pb 

212 


X 


83 

Bi 

206 



X 

83 

Bi 

207 


X 


83 

Bi 

210 


X 


83 

Bi 

212 



X 

84 

Po 

210 

X 



85 

At 

211 


X 


86 

Rn 

220 



X 

86 

Rn 

222 



X 

88 

Ra 

223 

X 



88 

Ra 

224 


X 


88 

Ra 

226 

X 



88 

Ra 

228 

X 



89 

Ac 

227 

X 



89 

Ac 

228 


X 


90 

Th 

227 

X 



90 

Th 

228 

X 



90 

Th 

230 

X 



90 

Th 

231 



X 

90 

Th 

232 




X 

90 

Th 

234 


X 


90 

Th nat 2 ) 





91 

Pa 

230 


X 


91 

Pa 

231 

X 



91 

Pa 

233 



X 

92 

U 

230 

X 



92 

U 

232 

X 



92 

U 

233 

X 



92 

U 

234 

X 




2 ) Nach allgemeiner Regel entspricht ein Curie natürliches Thorium: 
3,7 x 10 10 Zerfallsakten pro Sekunde von 232 Th und 
3,7 x 10 10 Zerfallsakten pro Sekunde von 228 Th. 
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Radionuklide 

Gruppe I 
IO' 7 Ci 

Gruppe II 
10- 6 Ci 

Gruppe III 
IO' 5 Ci 

Gruppe IV 
IO' 4 Ci 

92 

U 

235 


X 

92 

U 

236 


X 

92 

U 

238 


X 

92 

U nat 3 ) 



X 

240u + 240 n p 



X 

93 

Np 

237 

X 

93 

Np 

239 


X 

94 

Pu 

238 

X 

94 

Pu 

239 

X 

94 

Pu 

240 

X 

94 

Pu 

241 

X 

94 

Pu 

242 

X 

94 

Pu 

243 


X 

94 

Pu 

244 


X 

95 

Am 

241 

X 

95 

Am 

242m 

X 

95 

Am 

242 


X 

95 

Am 

243 

X 

95 

Am 

244 


X 

96 

Cm 

242 

X 

96 

Cm 

243 

X 

96 

Cm 

244 

X 

96 

Cm 

245 

X 

96 

Cm 

246 

X 

96 

Cm 

247 


X 

96 

Cm 

248 

X 

96 

Cm 

249 


X 

97 

Bk 

249 


X 

97 

Bk 

250 


X 

98 

Cf 

249 

X 

98 

Cf 

250 

X 

98 

Cf 

251 

X 

98 

Cf 

252 

X 

98 

Cf 

253 


X 

98 

Cf 

254 

X 


3 ) Nach allgemeiner Regel entspricht ein Curie natürliches Uran: 
3,7 x 10 10 Zerfallsakten pro Sekunde von 238 U, 

3.7 x 10 10 Zerfallsakten pro Sekunde von 234 U und 

1.7 x 10 9 Zerfallsakten pro Sekunde von 235 U. 
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Radionuklide 

Gruppe I 
IO' 7 Ci 

Gruppe II 
Kr“ Ci 

Gruppe III 
IO' 5 Ci 

Gruppe IV 
IO' 4 Ci 

99 

Es 

253 


X 


99 

Es 

254m 


X 


99 

Es 

254 

y/ 



99 

Es 

255 

X 



100 

Fm 

254 



X 

100 

Fm 

255 


X 


100 

Fm 

256 


X 



§2 — Bei den Nukliden 115 In, 144 Nd, 87 Rb r 187 Re und 147 Sm kann ungeachtet der 
verwendeten Mengen auf die Anmeldung und vorherige Zulassung ver- 
zichtet werden. 

§3 — Bei einem Gemisch von Radionukliden verschiedener Radiotoxizitäts- 
gruppen kann auf die Anmeldung und vorherige Zulassung verzichtet 
werden, wenn die Summe der Verhältniszahlen zwischen der Aktivität 
eines jeden der Radionuklide und dem in § 1 für die Gruppe, zu der die- 
ses Radionuklid gehört, festgesetzten Höchstwert gleich oder kleiner als 
1 ist. 

§4 — Die nicht in den Radiotoxizitätsgruppen des § 1 aufgeführten Radionuklide 
sind, soweit ihre Radiotoxizität nicht oder nicht eindeutig bekannt ist, 
als zur Gruppe der höchsten Radiotoxizität gehörig anzusehen. 
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Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Anhang II 


A — Beziehung zwischen dem Qualitätsfaktor Q und der linearen Energieüber- 
tragung Loo 

Loo in Wasser 

(keV/ gm) ^ 


3,5 oder weniger 2 

7 5 

23 1 

53 10 

175 20 

B — Zu Strahlenschutzzwecken werden bei nicht genau bekannter Strahlungs- 
energie folgende Qualitätsfaktoren (Q) benutzt. Q *) 


Röntgen- und Gammastrahlung | 

Betastrahlung, Elektronen und Positronen ' 

Teilchen a, schnelle Neutronen, Protonen im ) 

Energiebereich unter 10 MeV ) ^ 

Schwere Rückstoßkerne 20 

C — Neutronenflußdichte cp (Neutronen/cm 2 sec) bei einer Äquivalentdosislei- 
stung von 2,5 mrem/Stunde und Qualitätsfaktor Q in Abhängigkeit von 
der Neutronenenergie 


Neutronenenergie Q qp 


Thermische Neutronen 3,0 670 


100 eV 

2 

500 

5 keV 

2,5 

570 

20 keV 

5,0 

280 

100 keV 

8,0 

80 

500 keV 

10,0 

30 

1 MeV 

10,5 

18 

5 MeV 

7,0 

18 

10 MeV 

6,5 

17 

20 MeV 

6,0 

10 

50 MeV 

5,2 

7 

100 MeV 

4,7 

6,3 

200 MeV 

4,0 

4,5 

500 MeV 

3,5 

2,2 

1000 MeV 

3,4 

1,1 

— Qualitätsfaktor Q in Abhängigkeit von der Protonenenergie *) 

Protonenenergie 

(MeV) 


50 

1,2 


100 

1,3 


200 

1,7 


300 

2,0 


500 

2,5 


700 

2,8 


1000 

3,2 


Bei Bestrahlung der Augenlinsen ist Q zu multiplizieren mit 

einem Faktor 1 wenn Q gleich 1 ist 

einem Faktor 3 wenn Q gleich 10 ist 

einem durch Interpolation ermittelten Faktor 

zwischen 1 und 3, wenn Q zwischen 1 und 10 liegt. 

ICRP - Publikation 4, 1964 
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Anhang 3 (a) 
A. 

Höchstzulässige Konzentration (HZK) eines identifizierten Radionuklids 
im Trinkwasser und in der Atemluft bei ständiger Bestrahlung 
beruflich strahlenexponierter Personen 


Element 

Radio- 

Form 

HZK Wasser! 

HZK Luft 

(Atomnummer) 

nuklid 

(b) 

(c) ... 1 

(c) 

Actinium 

227 Ac 

löslich 

2 • 10-' 

8 • IO" 13 

(89) 


unlöslich 

3 • IO' 3 

9 • 10 1S 


228 Ac 

löslich 

9 - IO' 4 

3 • IO’ 8 



unlöslich 

9- IO' 4 

6- IO 9 

Americium 

241 Am 

löslich 

4- IO" 3 

2- IO 12 

(95) 


unlöslich 

3 • IO' 4 

4 • IO' 11 


242m Am 

löslich 

4 • 1 0' 5 

2 • IO' 12 



unlöslich 

9- 10' 4 

9- IO’ 11 


242 Am 

löslich 

io- 3 

IO' 8 



unlöslich 

IO’ 3 

2-10- 8 


243 Am 

löslich 

4 • 10"’ 

2- IO' 12 



unlöslich 

3 - IO' 4 

4- 10-“ 


244 Am 

löslich 

0,05 

io- 6 



unlöslich 

0,05 

8-10-° 

Antimon 


löslich 

3 • 10' 4 

6- IO" 8 

(51) 

122 Sb 

unlöslich 

3 • IO" 4 

5 • IO' 8 


124 Sb 

löslich 

2 • M)- 4 

5 • IO' 8 



unlöslich 

2 ■ IO’ 4 

7- IO’ 9 


125 Sb 

löslich 

1 • 10‘ 3 

2- IO" 7 



unlöslich 

1 • IO’ 3 

9- IO'» 

Argon 

37 A 



1 • IO' 3 

(18) 

41 A 



4- IO' 7 


(a) Die in diesem Anhang angegebenen Zahlen gelten für die kontinuierliche Bestrah- 
lung der in einem Kontrollbereich beruflich strahlenexponierten Personen; bei ihrer 
Berechnung ist von 168 Stunden pro Woche ausgegangen worden. 

Bei einer wöchentlichen Arbeitszeit von 40 bis 48 Stunden werden diese Werte mit 3 
multipliziert. 

(b) Die Tabelle A enthält verschiedene Werte, je nachdem, ob das radioaktive Nuklid 
in chemisch löslicher oder unlöslicher Form auftritt. Dabei werden biologische Krite- 
rien zugrunde gelegt. Der Nachweis, ob die vorliegende chemische Form löslich oder 
unlöslich ist, muß nach dem von den zuständigen Behörden festgesetzten Verfahren 
geführt werden; im Zweifelsfalle ist der niedrigste Wert zu berücksichtigen. 

(c) Die Konzentrationen werden in Mikrocurie pro Milliliter ausgedrückt. Die Werte 
beziehen sich auf die kritischen Organe, bei denen die höchstzulässige Konzentration 
sich am stärksten auswirkt. Sie gewährleisten im allgemeinen sowohl die Einhaltung 
der höchstzulässigen Konzentrationen für ein einziges radioaktives Nuklid als auch 
- in praktischer Form durch die Anwendung der in Abschnitt C des Anhangs 3 ange- 
gebenen Formel 

r-H _? i _ <- 

1 (HZK) i - K 

die Anwendung des Artikels 12 betreffend Mischungen bekannter Art, die ein oder 
mehrere Organe bestrahlen. 
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Element 

Radio- 

Form 

HZK Wasser 

HZK Luft 

(Atomnummer) 

nuklid 

(b) 


(c) 


(C) 

Arsen 

73 As 

löslich 

5 

IO' 2 

7 • 

IO' 7 

(33) 


unlöslich 

5 

IO' 2 

1 • 

io- 7 


74 As 

löslich 

5 

IO' 4 

1 • 

10- 7 



unlöslich 

5 

IO' 4 

4- 

10-8 


70 As 

löslich 

2 

10- 4 

4- 

IO' 8 



unlöslich 

2 

10- 4 

3 • 

IO' 8 


77 As 

löslich 

8 

10- 4 

2- 

10- 7 



unlöslich 

8 

10- 4 

1 • 

IO- 7 

Astatin 

2U At 

löslich 

1 

10- 5 

1 • 

10-* 

(85) 


unlöslich 

7 

10- 4 

1 • 

10- 8 

Barium 

131 Ba 

löslich 

2 

IO' 3 

4 • 

10- 7 

(56) 


unlöslich 

2 

10- 3 

1 • 

IO’ 7 


140 Ba 

löslich 

3 

10- 4 

4- 

IO’ 8 



unlöslich 

2 

IO' 4 

1 • 

IO- 8 

Berkelium 

249 Bk 

löslich 

6 

IO’ 3 

3- 

10-1° 

(97) 


unlöslich 

6 

10- 3 

4- 

IO’ 8 


250 Bk 

löslich 

2 

IO' 3 

5 • 

10-8 



unlöslich 

2 

10- 3 

4* 

IO' 7 

Beryllium 

7 Be 

löslich 

2 

10- 2 

2- 

10-« 

(4) 


unlöslich 

2 

•10- 2 

4- 

10- 7 

Blei 

203 Pb 

löslich 

4 

• 10- 3 

9- 

10- 7 

(82) 


unlöslich 

4 

• IO- 3 

6* 

10- 7 


to 

o 

"d 

er 

löslich 

1 

•io-«- 

4* 

IO- 11 



unlöslich 

2 

• IO- 3 

8- 

10-11 


212 Pb 

löslich 

2 

• IO- 4 

6- 

10-° 



unlöslich 

2 

• IO' 4 

7 • 

10-8 

Brom 

32 Br 

löslich 

3 

• IO- 3 

4- 

10- 7 

(35) 


unlöslich 

4 

• 10 4 

6 • 

10-8 

Chlor 

36 C 1 

löslich 

8 

• IO' 4 

1 • 

IO- 7 

(17) 


unlöslich 

6 

• 10- 4 

8- 

10-« 


38 C1 

löslich 

4 

• IO" 3 

9* 

10- 7 



unlöslich 

4 

• 10- 3 

7 • 

10- 7 

Chrom 

51 Cr 

löslich 

2 

• IO' 2 

4* 

10-° 

(24) 


unlöslich 

2 

• IO- 2 

8* 

IO' 7 

Columbium (siehe Niobium) 







Curium 

242 Cm 

löslich 

2 

• IO- 4 

4- 

10-11 

(96) 


unlöslich 

2 

• IO- 4 

6- 

IO- 11 


243 Cm 

löslich 

5 

• 10- 5 

2 • 

10-12 



unlöslich 

2 

• 10- 4 

3- 

IO- 11 
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Element 

Radio- 

Form 

HZK Wasser 

HZK Luft 

(Atomnummer) 

nuklid 

(b) 

(c) 

L < c > 


244 Cm 

löslich 

7 • IO’ 5 

3- IO’ 12 



unlöslich 

3 ■ IO' 4 

3- IO' 11 


24S Cm 

löslich 

4 • IO' 5 

2- IO’ 12 



unlöslich 

3 • IO' 4 

4 • IO' 11 


246 Cm 

löslich 

4- IO' 5 

2 • IO' 12 



unlöslich 

3- IO' 4 

4- IO’ 11 


247 Cm 

löslich 

4- IO' 5 

2 • IO’ 12 



unlöslich 

2- IO' 4 

4 • IO’ 11 


248 Cm 

löslich 

4- IO’ 6 

2 • IO’ 13 



unlöslich 

io- 5 

4- IO' 12 


249 Cm 

löslich 

0,02 

4- IO' 6 



unlöslich 

0,02 

4 • 10-« 

Dysprosium 

165 D y 

löslich 

4 • IO' 3 

9- 10‘ 7 

(66) 


unlöslich 

4 - 10‘ 3 

7 • IO' 7 


166 D y 

löslich 

4- IO’ 4 

8- IO' 8 



unlöslich 

4 -IO’ 4 

7- IO' 8 

Eisen 

■' 5 Fe 

löslich 

8 • 1 0' 3 

3- IO' 7 

(26) 


unlöslich 

2 • IO* 2 

3- IO" 7 


59 Fe 

löslich 

6 - IO’ 4 

5- IO' 8 



unlöslich 

5 • IO" 4 

2- IO’ 8 

Einsteinium 

253 Es 

löslich 

2 • IO’ 4 

3- IO' 10 

(99) 


unlöslich 

2- 10- 4 

2- IO- 10 


254mE s 

löslich 

2 • IO’ 4 

2- IO' 9 



unlöslich 

2- IO’ 4 

2 • IO’ 9 


254 Es 

löslich 

IO 4 

6 • 10- 12 



unlöslich 

IO’ 4 

4- IO’ 11 


255 Es 

löslich 

3 • IO' 4 

2- 10-‘° 



unlöslich 

3 • 10‘ 4 

io-<° 

Erbium 

i«»Er 

löslich 

9 • IO' 4 

2 - 1 0" 7 

(68) 


unlöslich 

9- IO' 4 

1 • IO’ 7 


171 Er 

löslich 

1 • 10- 3 

2 • IO’ 7 



unlöslich 

1 • IO' 3 

2- IO' 7 

Europium 

432 Eu 

löslich 

6 • 10- 4 

1 ■ io- 7 

(63) 

(9,2 h) 

unlöslich 

6 ■ IO’ 4 

1 • io- 7 


is 2 Eu 

löslich 

8 • 10‘ 4 

4 • IO’ 9 


(13 a) 

unlöslich 

8- IO' 4 

6- IO’ 9 


154 Eu 

löslich 

2 • IO' 4 

1 • io- 9 



unlöslich 

2 • 10' 4 

2- IO- 9 


433 Eu 

löslich 

2 -IO- 3 

3 • IO' 8 



unlöslich 

2 • IO' 3 

3 -IO’ 8 
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Element 

Radio- 

Form 

HZK Wasser j 

HZK Luft 

(Atomnummer) 

nuklid 

(b) 

(c) 

1 

(c) 

Fermium 

254 Fm 

löslich 

IO' 3 

2- IO’ 8 

(100) 


unlöslich 

IO' 3 

2- IO’ 8 


255pm 

löslich 

CO 

O 

6- 10-» 



unlöslich 

3 - IO' 4 

4- IO’ 9 


256 Fm 

löslich 

9- IO' 8 

io- 9 



unlöslich 

9- IO' 9 

6- IO’ 10 

Fluor 

18p 

löslich 

ö 

00 

2- IO’ 9 

(9) 


unlöslich 

5- IO' 3 

9- IO' 7 

Gadolinium 

153 Gd 

löslich 

2- IO' 3 

8- 10- 8 

(64) 


unlöslich 

2 -IO' 3 

3- IO’ 8 


159 Gd 

löslich 

8- IO’ 4 

2- IO' 7 



unlöslich 

8- IO' 4 

1 • io- 7 

Gallium 

72 Ga 

löslich 

4- IO' 4 

00 

o 

(31) 


unlöslich 

4- IO' 4 

6- IO- 8 

Germanium 

71 Ge 

löslich 

2- 10‘- 

4- IO' 6 

(32) 


unlöslich 

2- IO 2 

2 • 10-« 

Glucinium (siehe Beryllium) 





Gold 

196 Au 

löslich 

2- IO' 3 

4- IO' 7 

(79) 


unlöslich 

1 • io- 3 

2- 10‘ 7 


198 Au 

löslich 

5 - IO' 4 

1 • IO' 7 



unlöslich 

5- IO' 4 

8- IO’ 8 


199 Au 

löslich 

2- IO' 3 

4- IO' 7 



unlöslich 

2- IO" 3 

3- IO' 7 

Hafnium 

lsl Hf 

löslich 

7- IO' 4 

1 • io- 8 

(72) 


unlöslich 

o 

3- IO' 8 

Holmium 

166 Ho 

löslich 

3- IO- 4 

7- IO' 8 

(67) 


unlöslich 

3- IO' 4 

6 • IO' 8 

Indium 

ii3 m in 

löslich 

1 • io- 2 

3- IO'« 

(49) 


unlöslich 

1 • io- 2 

2- IO" 6 


114lI1 In 

löslich 

2- IO' 4 

4 • IO" 8 



unlöslich 

2 • IO' 4 

7- 10- 9 


115min 

löslich 

4- IO' 3 

8 • IO' 7 



unlöslich 

4 • IO' 8 

6 • IO' 7 


U5 In 

löslich 

9 • IO' 4 

9 • IO' 8 



unlöslich 

9 • IO' 4 

1 • IO' 8 

Iridium 


löslich 

2 • IO' 3 

4 • IO’ 7 

(77) 

i9°ir 

unlöslich 

2 • IO' 3 

1 • IO' 7 


i92i r 

löslich 

4 • IO' 4 

4 • IO' 8 



unlöslich 

4 • IO' 4 

9- IO' 9 


194 Ir 

löslich 

3 ■ IO" 4 

8 • IO' 8 



unlöslich 

3 ■ IO' 4 

5 - IO' 8 
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Element 

Radio- 

Form 

HZK Wasser 

HZK Luft 

(Atomnummer) 

nuklid 

(b) 

(c) 

(c) 

Jod 

126J 

löslich 

1 • IO' 5 

2-10- 9 

(53) 


unlöslich 

9 • IO' 4 

1 • 10‘ 7 


129J 

löslich 

2 • IO' 6 

3- IO- 1 » 



unlöslich 

2 • IO' 3 

2-10- 8 


131J 

löslich 

1 ■ IO' 5 

2 • IO' 9 



unlöslich 

6- 10‘ 4 

1 ■ IO' 7 


132J 

löslich 

Ö 

CO 

4- IO' 8 



unlöslich 

2-10-3 

3 • IO' 7 


133J 

löslich 

4- IO’ 5 

5- IO' 9 



unlöslich 

4 • IO’ 4 

7- IO' 8 


134J 

löslich 

5 • IO' 4 

1 • IO' 7 



unlöslich 

6- IO’ 3 

1 • IO' 6 


135J 

löslich 

1 • IO' 4 

2 ■ IO- 8 



unlöslich 

7- IO' 4 

1 • io- 7 

Kadmium 

109 Cd 

löslich 

2-10-3 

2- IO' 8 

(48) 


unlöslich 

2 • IO’ 3 

3 • IO' 8 


115m Cd 

löslich 

3 • IO' 4 

1 • IO’ 8 



unlöslich 

3- IO’ 4 

1 • IO' 8 


115 Cd 

löslich 

3 ■ IO' 4 

8-10- 8 



unlöslich 

4 • IO' 4 

6-10-8 

Kalifornium 

249 C f 

löslich 

4 • IO’ 5 

5 - 1 0- 13 

(98) 


unlöslich 

2- IO' 4 

3- IO' 11 


250 C f 

löslich 

1 • IO' 4 

2 • 10‘ lä 



unlöslich 

3 ■ IO' 4 

3- 10-" 


251 C f 

löslich 

4 • IO' 5 

6 - IO' 43 



unlöslich 

3- IO' 4 

3 • IO' 11 


252 C f 

löslich 

IO' 3 

3 • IO’ 10 



unlöslich 

IO’ 5 

3- IO-'« 


253 C f 

löslich 

7 ■ IO' 5 

2- IO-' 2 



unlöslich 

7 • IO’ 5 

1 • IO’ 11 


254 C f 

löslich 

IO' 6 

2- IO’ 12 



unlöslich 

IO' 6 

2 • 1 0-> 2 

Kalium 

42 K 

löslich 

3- IO" 3 

7 • IO' 7 

(19) 


unlöslich 

2- IO' 4 

4- IO' 8 

Kalzium 

45 Ca 

löslich 

9-10- 5 

1 • IO’ 8 

(20) 


unlöslich 

2- IO' 3 

4- 10-« 


47 Ca 

löslich 

5 - IO' 4 

6-10-8 



unlöslich 

3- 10 4 

6-10-8 

Kobalt 

57 Co 

löslich 

5- IO' 3 

1 • IO* 8 

(27) 


unlöslich 

4- IO' 3 

6-10- 8 
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Element 

Radio- 

Form 

.HZK Wasser 

HZK Luft 

(Atomnummer) 

nuklid 

(b) 

(c) 

(c) 


58m Co 

löslich 

3* IO“ 2 

6- IO' 6 



unlöslich 

2 • 10" 2 

3- IO' 6 


58 Co 

löslich 

1 • 10- 3 

3* KL 7 



unlöslich 

9 - 10' 4 

2* IO' 8 


60 Co 

löslich 

5- IO' 4 

1 • IO- 7 



unlöslich 

3- IO’ 4 

3- IO' 9 

Kohlenstoff (6) 

14 C(C02) 

löslich 

« 

b 

i — i 

00 

1 • IO’ 6 

Krypton 

85m Kr 



1 • io-« 

(36) 

85 Kr 



3- IO’ 6 


87 Kr 



2- 10~ 7 

Kupfer 

64 Cu 

löslich 

3- 10- 3 

7- IO' 7 

(29) 


unlöslich 

2 • 1 0~ 3 

4 • 1 0" 7 

Lanthan 

I40 La 

löslich 

2 • 1 0‘ 4 

5- IO' 8 

(57) 


unlöslich 

2 - IO’ 4 

00 

b 

Lutetium 

177 Lu 

löslich 

1 • io- 3 

2- IO' 7 

(71) 


unlöslich 

1 • io- 3 

2- IO' 7 

Mangan 

52 Mn 

löslich 

3- IO' 4 

7- IO' 8 

(25) 


unlöslich 

3 - IO' 4 

5- 10- 8 


54 Mn 

löslich 

1 • 10- 3 

1 • 10' 7 



unlöslich 

1 • IO" 3 

1 • IO' 8 


5« Mn 

löslich 

1 • 10- 3 

3* IO" 7 



unlöslich 

1 • 10- 3 

2- 10~ 7 

Molybdän 

"Mo 

löslich 

2 ♦ 1 0' 3 

3- IO' 7 

(42) 


unlöslich 

4- 10‘ 4 

7 • IO' 8 

Natrium 

22 Na 

löslich 

4 • IO’ 4 

6- IO’ 8 

(11) 


unlöslich 

3 - IO’ 4 

3- IO’ 9 


24 Na 

löslich 

2 • IO’ 3 

4- 10- 7 



unlöslich 

3 • IO' 4 

5-10-8 

Neodym 

144 Nd 

löslich 

7 • IO' 4 

3 - IO' 11 

(60) 


unlöslich 

8- IO' 4 

1 • IO 10 


147 Nd 

löslich 

6 • IO' 4 

1 • io- 7 



unlöslich 

6 • IO" 4 

00 

b 

CO 


149 Nd 

löslich 

3- IO' 3 

6- IO' 7 



unlöslich 

3- IO" 3 

5* IO“ 7 

Neptunium 

237 Np 

löslich 

3- IO’ 5 

1 • 10 12 

(93) 


unlöslich 

3- IO' 4 

4- IO" 11 


28»Np 

löslich 

1 • IO' 3 

3 • IO’ 7 



unlöslich 

1 • IO' 3 

2* 10- 7 

Nickel 

58 Ni 

löslich 

2 • IO’ 3 

2- IO' 7 

(28) 


unlöslich 

2 ■ IO’ 2 

3 • IO’ 7 
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Element 

(Atomnummer) 

Radio- 

nuklid 

Form 

(b) 

jHZK Wasser 
(c) 

HZK Luft 
(c) 


fl3 Ni 

löslich 

unlöslich 

3 • IO' 4 

7- IO' 3 

2- IO’ 8 

1 • io- 7 


65 Ni 

löslich 

unlöslich 

1 • IO- 3 

1 • 10- 3 

3- IO' 7 

2- IO' 7 

Niobium 

(41) 

93m Nb 

löslich 

unlöslich 

4 • IO' 3 

4 - IO’ 3 

4 • IO’ 8 

5 • IO' 8 


95 Nb 

löslich 

unlöslich 

1 • io-» 

1 • IO’ 3 

2- IO’ 7 

3 • IO’ 8 


97 Nb 

löslich 

unlöslich 

9- 10‘ 3 

9 • IO" 3 

2 • IO“ 6 

2- 10'« 

Osmium 

(76) 

185 Os 

löslich 

unlöslich 

7- IO' 4 

7- IO’ 4 

2- IO" 7 

2 • 10- 8 


191m Os 

löslich 

unlöslich 

3- IO' 2 

2- IO" 2 

6 - IO" 6 

3 • IO' 6 


191 Os 

löslich 

unlöslich 

2- 10' 3 

2- IO’ 3 

4- IO* 7 

1 • io- 7 


193 Os 

löslich 

unlöslich 

6 - IO' 4 

5- IO' 4 

1 ■ 10- 7 

9 • IO' 8 

Palladium 

(46) 

l°3 P d 

löslich 

unlöslich 

3- IO' 3 

3- IO' 3 

5- IO" 7 

3 • IO’ 7 


iOöpd 

löslich 

unlöslich 

9 - IO' 4 

7- IO* 4 

2- IO“ 7 

1 • io- 7 

Phosphor 

(15) 

32p 

löslich 

unlöslich 

2- IO’ 4 

2- IO' 4 

2- IO' 8 

3* 10- 8 

Platin 

(78) 

10 lp t 

löslich 

unlöslich 

1 • IO' 3 

1 • IO' 3 

3 • 10“ 7 

2- IO' 7 


193rap|- 

löslich 

unlöslich 

1 • IO' 2 

1 • io- 2 

2- IO' 6 

2- IO" 6 


i93pt 

löslich 

unlöslich 

9- IO' 3 

2 - 1 0- 2 

4- IO' 7 

1 • IO" 7 


197 Pt 

löslich 

unlöslich 

1 • 10‘ 2 

9- IO’ 3 

2* IO- 6 

2- IO’ 6 


197mpj- 

löslich 

unlöslich 

1 • io-* 

1 • 10‘ 3 

3 • IO" 7 

2- IO' 7 

Plutonium 

(94) 

2S8p u 

löslich 

unlöslich 

5 • IO' 5 

3 -IO' 4 

7- IO’ 13 

1 • io- 11 


239 Pu 

löslich 

unlöslich 

5 -IO' 5 

3 - IO' 4 

6- IO' 13 

1 • io- 11 


240p u 

löslich 

unlöslich 

5 • 1 0' 5 

3- IO' 4 

6- IO’ 13 

1 • io- 11 


31 



Drucksache 7/1 637 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Element 

Radio- 

Form 

HZK Wasser 

HZK Luft 

(Atomnummer) 

nuklid 

(b) 

(c) 

(C) 

Plutonium (Fortsetzung) 

24lp u 

löslich 

2 - IO' 3 

3' IO' 14 

(94) 


unlöslich 

1 • 10- 2 

1 • io - 8 


242R U 

löslich 

5- IO' 5 

6- IO’ 43 



unlöslich 

3* IO' 4 

1 • IO- 11 


243p u 

löslich 

3- IO' 3 

6* IO’ 7 



unlöslich 

3- IO' 3 

8* IO' 7 


244p u 

löslich 

4* IO' 5 

6- IO" 13 



unlöslich 

10- 4 

IO- 11 

Polonium 

210 Po 

löslich 

7 • 1 0' 6 

2- IO' 10 

(84) 


unlöslich 

3 • IO’ 4 

7 • IO' 11 

Praseodym 

i42 Pr 

löslich 

3* IO' 4 

""♦J 

© 

00 

(59) 


unlöslich 

3 • 1 0~ 4 

5 • 1 0 _H 


143 Pr 

löslich 

5* IO' 4 

6- IO' 8 



unlöslich 

5- IO' 4 

1 * 10- 7 

Promethium 

147 Pm 

löslich 

2 - IO' 3 

2- IO' 8 

(61) 


unlöslich 

2 - IO' 3 

3- IO' 8 


149 Pm 

löslich 

4 ■ IO' 4 

1 • io - 7 



unlöslich 

4 - IO' 4 

00 

O 

oc 

Protaktinium 

230 Pa 

löslich 

2- IO' 3 

6- IO" 10 

(91) 


unlöslich 

2* 10~ 3 

3 • IO’ 10 


231 Pa 

löslich 

9*10- 6 

4- IO' 13 



unlöslich 

3* IO' 4 

4- IO’ 11 


233 Pa 

löslich 

1 • IO’ 3 

2* IO' 7 



unlöslich 

1 * io - 3 

6* IO' 8 

Quecksilber 

197m Hg 

löslich 

2* IO' 3 

3* IO" 7 

(80) 


unlöslich 

2 * IO' 3 

3* IO' 7 


197 Hg 

löslich 

3* IO' 3 

4- IO' 7 



unlöslich 

5* IO' 3 

9* IO' 7 


2°3 H g 

löslich 

2* IO' 4 

2* IO’ 8 



unlöslich 

1 • io - 3 

4- IO" 8 

Radium 

223 Ra 

löslich 

7 • 1 0’6 

6- IO' 10 

(88) 


unlöslich 

4* IO' 5 

8- IO' 11 


224 Ra 

löslich 

2 • IO' 5 

2* IO' 9 



unlöslich 

5* IO' 5 

2- IO'»® 


226 Ra 

löslich 

1 • IO' 7 

1 * IO- 11 



unlöslich 

3* IO" 4 

6 * IO“ 8 


228 Ra 

löslich 

3* IO' 7 

2- IO*»» 



unlöslich 

3* IO' 4 

1 • IO' 11 

Radon 

220 Rn 



1 * IO“ 7 

(86) 

222 Rn 



1 • 10- 7 
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Element 

Radio- 

Form 

HZK Wasser 

HZK Luft 

(Atomnummer) 

nuklid 

(b) 

(c) 

(c) 

Rhenium 

lS3Re 

löslich 

6 - IO' 3 

9- IO" 7 

(75) 


unlöslich 

3- IO' 3 

5 * IO' 8 


is« Re 

löslich 

9- IO' 4 

2* IO' 7 



unlöslich 

5 ■ IO" 4 

8* 10‘ 8 


187 Re 

löslich 

3- IO’ 2 

3* 10-« 



unlöslich 

2- IO’ 2 

2- IO' 7 


188 Re 

löslich 

6 • IO’ 7 

1 • 10- 7 



unlöslich 

3 • IO' 4 

6- IO"« 

Rhodium 

103m Rh 

löslich 

1 ■ IO' 1 

3 • IO’ 5 

(45) 


unlöslich 

1 • IO' 1 

2 • 10- r ’ 


l° 5 R h 

löslich 

1 • IO' 3 

3- IO' 7 



unlöslich 

1 • IO' 3 

2 • IO' 7 

Rubidium 

86 Rb 

löslich 

7 • IO’ 4 

1 ■ IO' 7 

(37) 


unlöslich 

2- IO' 4 

2- IO' 8 


87 Rb 

löslich 

1 • io- 3 

2 • IO" 7 



unlöslich 

2- IO- 3 

2 • IO" 8 

Ruthenium 

97 Ru 

löslich 

4- IO" 3 

8- IO' 7 

(44) 


unlöslich 

3 • IO' 3 

6- IO’ 7 


* 





1°3R U 

löslich 

8 - IO' 4 

2- 10‘ 7 



unlöslich 

8- IO 4 

3 • IO" 8 


l°5Ru 

löslich 

1 • IO’ 3 

2- IO" 7 



unlöslich 

1 • IO' 3 

2 * IO" 7 


1°6R U 

löslich 

1 • IO' 4 

GJ 

O 

00 



unlöslich 

1 • IO' 4 

2- 10- 8 

Samarium 

147 Sm 

löslich 

6- IO' 4 

2- IO’ 11 

(62) 


unlöslich 

7 ■ IO' 4 

9 - IO' 1 ' 


151 Sm 

löslich 

4- IO’ 3 

2 • IO' 8 



unlöslich 

4 • IO' 3 

5- IO' 8 


153 Sm 

löslich 

8- IO' 4 

2- 10‘ 7 



unlöslich 

8 • IO 4 

1 • io- 7 

Schwefel 

35 $ 

löslich 

6 • 10- 4 

9-10- 8 

(16) 


unlöslich 

3 • IO' 3 

9- IO' 8 

Selen 

75 Se 

löslich 

3- IO' 3 

4 - IO' 7 

(34) 


unlöslich 

3 • IO" 3 

4 • IO' 8 

Silber 

103 Ag 

löslich 

1 • IO' 3 

2 - IO’ 7 

(47) 


unlöslich 

1 • io- 3 

3-10-8 


11#m Ag 

löslich 

3 • IO' 4 

7 • IO' 8 



unlöslich 

3 • IO" 4 

3 • IO' 9 


111 Ag 

löslich 

4- IO' 4 

1 ■ io- 7 



unlöslich 

4 ■ IO' 4 

8- IO' 8 
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Element 

Radio- 

Form 

HZK Wasser 

HZK Luft 

(Atomnummer) 

i nuklid 

(b) 

(C) 

(c) 

Silizium 

31 Si 

löslich 

9 -IO’ 3 

2- 10-« 

(14) 


unlöslich 

2- IO' 3 

3- IO" 7 

Skandium 

4ll Sc 

löslich 

4 • IO' 4 

8 -IO’ 8 

(21) 


unlöslich 

4- IO' 4 

8 - IO’ 9 


47 Sc 

löslich 

9 -IO- 4 

2 -IO- 7 



unlöslich 

9- IO' 4 

2 - IO’ 7 


48 Sc 

löslich 

3- IO' 4 

6 - IO' 8 



unlöslich 

3- IO’ 4 

5- IO’ 8 

Strontium 

85m Sr 

löslich 

7- IO’ 2 

1 • io- 5 

(38) 


unlöslich 

7 • IO' 2 

1 • IO’ 5 


85 Sr 

löslich 

1 • IO' 3 

8- IO’ 8 



unlöslich 

2 • IO' 3 

4- IO" 8 


8!, Sr 

löslich 

1 • IO’ 4 

1 • io- 8 



unlöslich 

3- IO' 4 

1 • io- 8 


90 Sr 

löslich 

4 • 10- 6 

4- IO' 10 



unlöslich 

4- IO’ 4 

2- IO" 


91 Sr 

löslich 

7- IO' 4 

2 • IO' 7 



unlöslich 

5- IO’ 4 

9- 10- 8 


92 Sr 

löslich 

7- IO' 4 

2 -IO' 7 



unlöslich 

6- IO' 4 

1 • io- 7 

Tantal 

182 Ta 

löslich 

4- IO' 4 

1 • IO' 8 

(73) 


unlöslich 

4- IO’ 4 

7- IO’ 9 

Technetium 

96m’J’ c 

löslich 

1 • IO' 1 

3- IO' 5 

(43) 


unlöslich 

1 • io- 1 

1 • io- 5 


"Tc 

löslich 

1 • IO' 3 

2- IO’ 7 



unlöslich 

5- IO’ 4 

00 

ö 

00 


97m Tc 

löslich 

4- IO' 3 

8 IO' 7 



unlöslich 

2- IO' 3 

5 • IO' 8 


97 Tc 

löslich 

2 • IO’ 2 

4- IO' 6 



unlöslich 

8- IO' 3 

1 • 10‘ 7 


99mXc 

löslich 

6- IO' 2 

1 • 10- 5 



unlöslich 

3 -IO' 2 

5-10-° 


99 Tc 

löslich 

3- IO' 3 

7 • IO' 7 



unlöslich 

2 -IO’ 3 

2- 10- 8 

Tellur 

125m Te 

löslich 

2 - IO’ 3 

1 • IO' 7 

(52) 


unlöslich 

1 • io- 3 

4- IO' 8 


12-m T e 

löslich 

6- IO' 4 

5 - IO' 8 



unlöslich 

5- IO’ 4 

1 • IO' 8 


127 Te 

löslich 

3 • IO’ 3 

6- IO' 7 



unlöslich 

2- IO' 3 

3- IO' 7 
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Element 

(Atomnummer) 

Radio- 

nuklid 

129m Te 

Form 

(b) 

löslich 

unlöslich 

HZK Wasser 
! (c) 

3- IO" 4 

2 • IO' 4 

HZK Lu: 

(c) 

3* IO' 8 

1 • IO' 8 


i2i> Te 

löslich 

unlöslich 

8 • IO' 3 

8- IO' 3 

2- 10' 6 

1 • io-« 



löslich 

unlöslich 

6- 10"* 

4 • 1 0"* 

1 • io- 7 

6- IO' 8 


l:,2 Te 

löslich 

unlöslich 

3- 10"* 

2 - IO’ 4 

00 00 

b b 

Terbium 

(65) 

16° T b 

löslich 

unlöslich 

4- 10"* 

4 • 10"* 

3- IO' 8 

1 • IO' 8 

Thallium 

(81) 

200"pj 

löslich 

unlöslich 

4- IO’ 3 

2- IO’ 3 

9 • 10‘ 7 
4- IO’ 7 


201 T1 

löslich 

unlöslich 

3- IO’ 3 

2 • 10- 3 

7 • 1 0" 7 

3 -IO’ 7 


202 r p| 

löslich 

unlöslich 

1 • io- 3 

7 • 10"* 

3- IO' 7 

8 • IO' 8 


204 ■yj 

löslich 

unlöslich 

1 • io- 3 

6 • 10"* 

2- IO' 7 
9- IO' 9 

Thorium 

(90) 

227 Th 

löslich 

unlöslich 

2- 10"* 

2- 10"* 

1 • io- 10 
6- IO' 11 


228 Th 

löslich 

unlöslich 

7- IO' 5 

1 • 10"* 

3- 10- 12 
2- IO’ 12 


23 ®Th 

löslich 

unlöslich 

2- IO" 5 

3- 10"* 

8 HO“ 13 
3- IO' 12 


231 Th 

löslich 

unlöslich 

2 ■ IO" 3 

2- 10- 3 

5- IO" 7 
4- IO* 7 


232 T h 

löslich 

unlöslich 

2 • 1 0' 3 

4- 10"* 

1 • io- 1 * 

1 • io-** 


234 T h 

löslich 

unlöslich 

2- 10"* 

2- 10"* 

2- IO’ 8 

1 • IO’ 8 


Th nat. x ) 

löslich 

unlöslich 

1 • 10' 5 

1 • 10"* 

1 • io-* 1 

1 • io- 11 

Thulium 

(69) 

170 Tm 

löslich 

unlöslich 

5-10"* 

5 • 10 "* 

1 • io- 8 

1 • IO- 8 


171 Tm 

löslich 

unlöslich 

5- IO' 3 

5 • IO' 3 

4 • IO' 8 

8 • IO' 8 

Uraniuin 

(92) 

230|J 

löslich 

unlöslich 

2 • IO' 5 

5 • IO' 5 

10-i° 

4- IO'“ 


!) Nach allgemeiner Regel entspricht ein Curie natürliches Thorium: 
3,7 x 10 10 Zerfallsakten pro Sekunde von 232 Th und 
3,7 x 10 10 Zerfallsakten pro Sekunde von 228 Th. 
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Element 

Radio- 

Form 

HZK Wasser 

HZK Luft 

(Atomnummer) 

nuklid 

(b) 

(c) 

(c) 

Uranium (Fortsetzung) 

232JJ 

löslich 

8- IO' 6 

3 • 10* u 

(92) 


unlöslich 

3 • IO' 4 

9 • IO-' 2 


233U 

löslich 

4- IO' 5 

2- IO’ 10 



unlöslich 

3- IO' 4 

4 • 10' u 


234U 

löslich 

4- IO' 5 

2 • IO’ 10 



unlöslich 

3- IO' 4 

4 • 10-" 


235U 

löslich 

4 • IO' 5 

2- IO’ 10 



unlöslich 

3 • IO' 4 

4 - 10-" 


236 U 

löslich 

5- IO' 5 

2- IO' 10 



unlöslich 

3 • IO' 4 

4- IO-' 1 


238U 

löslich 

6 • 10" 6 

3 • IO' 11 



unlöslich 

4* IO' 4 

5 - IO-' 1 


U nat. 2 ) 

löslich 

6- IO' 6 

3 • IO’ 11 



unlöslich 

2- IO' 4 

2- IO' 11 


24 0U + 240 Np 

löslich 

3 * IO’ 4 

8- IO' 8 



unlöslich 

3- IO' 4 

6 • 1 0' e 

Vanadium 

48V 

löslich 

3- IO' 4 

6- HL 8 

(23) 


unlöslich 

3- IO' 4 

2- IO’ 8 

Wasserstoff 

3 H 




(1) 

HTO oder 

löslich 

3 • 10" 2 

2- IO’“ 


3 h 2 o 




Wismut 

2° 6 Bi 

löslich 

4* IO' 4 

6- IO’ 8 

(83) 


unlöslich 

4- 10- 4 

5 • 1 0" 8 


207 B i 

löslich 

6- IO' 4 

6 • IO' 8 



unlöslich 

6- IO' 4 

5- IO 9 


210 Bl 

löslich 

4- IO' 4 

2 - IO' 9 



unlöslich 

4- IO" 4 

2- IO’ 9 


212 Bi 

löslich 

4 • IO" 3 

3 • IO' 8 



unlöslich 

4* IO' 3 

7 • IO' 8 

Wolfram 

181\V 

löslich 

4- IO" 3 

8 • IO' 7 

(74) 


unlöslich 

3 • IO' 3 

4- 10’ H 


185 w 

löslich 

1 • io- 3 

3- IO' 7 



unlöslich 

1 • 10' 3 

X 

Ö 


187^/ 

löslich 

7 • IO' 4 

2 • IO' 7 



unlöslich 

6- IO' 4 

1 • 10- 7 

Xenon 

131m Xe 



4- IO* 6 

(54) 






133 Xe 



3 • 1 0' n 


135 Xe 



1 • io- c 


-) Nach allgemeiner Regel entspricht ein Curie natürliches Uran: 
3,7 x 10 t0 Zerfallsakten pro Sekunde von - 3s U, 

3.7 x 10 10 Zerfallsakten pro Sekunde von ' 2:i 4U und 

1.7 x 10 9 Zerfallsakten pro Sekunde von 
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Element 

Radio- 

Form 

HZK Wasser 

HZK Luft 

(Atomnummer) 

nuklid 

(b) 

(c) 

(c) 

Ytterbium 

175 Yb 

löslich 

1 ■ 10' 3 

2 - 1 0 T 

(70) 


unlöslich 

1 ■ IO" 3 

2- 10- 

Yttrium 

9oy 

löslich 

2- IO' 4 

4- 10‘ s 

(39) 


unlöslich 

2- IO' 4 

3- IO" 8 


9lm y 

löslich 

3 • IO' 2 

8 - IO' 11 



unlöslich 

3- IO' 2 

6- IO' 0 


91 y 

löslich 

3- IO’ 4 

1 • io- 8 



unlöslich 

3- IO' 4 

1 • 10‘ 8 


92y 

löslich 

6- IO- 4 

1 ■ 10- 



unlöslich 

6- IO' 4 

1 • 10- 


93y 

löslich 

3 • IO' 4 

6- 10‘ s 



unlöslich 

3 IO' 4 

5- IO' 8 

Zäsium 

131 Cs 

löslich 

2 • IO' 2 

4- IO" 6 

(55) 


unlöslich 

9- IO’ 3 

1 • io- 11 


134 111 Cs 

löslich 

6 • IO' 2 

1 • IO- 7 



unlöslich 

1 • IO’ 2 

2- 10-« 


134 Cs 

löslich 

9 • IO' 5 

1 • IO' 8 



unlöslich 

4 • IO' 4 

4 • IO' 9 


I35 Cs 

löslich 

1 • io- 3 

2 • 10- 



unlöslich 

2- IO' 3 

3- IO’ 8 


136 Cs 

löslich 

9 • IO" 4 

1 • 10- 



unlöslich 

6- IO' 4 

6-10- s 


137 Cs 

löslich 

2- IO' 4 

2-10-8 



unlöslich 

4- IO' 4 

5 - IO' 9 

Zer 

141 Ce 

löslich 

9- IO 4 

2-10- 

(58) 


unlöslich 

9 - IO' 4 

5- IO’ 8 


143 Ce 

löslich 

4- IO' 4 

9-10- 8 



unlöslich 

4 • IO' 4 

7 ■ IO' 8 


144 Ce 

löslich 

i ■ i o- 4 

3 - IO' 9 



unlöslich 

1 • IO’ 4 

2- IO' 9 

Zink 

ö5 Zn 

löslich 

1 • IO' 3 

4 10- 8 

(30) 


unlöslich 

2 - IO' 3 

2- IO' 8 


69m Zn 

löslidi 

7- IO' 4 

1 • 10- 



unlöslich 

6- IO' 4 

1 • 10- 


69 Zn 

löslich 

2 - IO' 2 

2- IO" 9 



unlöslich 

2 ■ IO' 2 

3-10-“ 

Zinn 

113 Sn 

löslich 

9 • IO’ 4 

1 • 10- 

(50) 


unlöslich 

8- IO' 4 

2- IO' 8 


125 Sn 

löslich 

2 • IO' 4 

00 

ö 



unlöslich 

2- IO' 4 

3-10- 8 
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Element 

Radio- 

Form 

HZK Wasser 

HZK Lu 

(Atomnummer) 

nuklid 

(b) 

(c) 

(c) 

Zirkonium 

9:i Zr 

löslich 

8 • IO' 3 

4- IO' 8 

(40) 


unlöslich 

8 • IO' 3 

1 ■ io- 7 


95 Zr 

löslich 

6- IO' 4 

4- IO' 8 



unlöslich 

6 - IO' 4 

1 ■ IO' 8 


97 Zr 

löslich 

2 * IO" 4 

4- IO' 8 



unlöslich 

2* IO' 4 

3* IO' 8 


Bemerkung: Es muß bemerkt werden, daß einige besonders langlebige radioaktive Nu- 
klide wie 144 Nd und 113 In auch in reiner Form die in der Tabelle A angege- 
benen Werte nicht erreichen können. 
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B. 

Höchstzulässige Konzentration identifizierter radioaktiver Nuklide 
im Trinkwasser und in der Atemluft für eine kontinuierliche Bestrahlung 
beruflich strahlenexponierter Personen, soweit diese Konzentration nicht in 
der Tabelle des Anhangs 3 (Tabelle A) angegeben ist 


Höchstzulässige 

Konzentration im Wasser 

in pCi/ml 1 • 1 0' 7 *) 

Höchstzulässige 

Konzentration in der Luft 

m^Ci/ml 2-10~ 13 


Anmerkung: Diese Werte gelten für die nicht in der Tabelle des Anhangs 3 (Ta- 
belle A) aufgeführten Nuklide, deren Radiotoxizität nicht oder nicht 
einwandfrei bekannt ist. 


C. 


Höchstzulässige Konzentration einer bekannten Mischung von identifizierten 
radioaktiven Nukliden im Trinkwasser und der Atemluft für eine 
kontinuierliche Bestrahlung beruflich strahlenexponierter Personen 


Man wendet die Formel 


i ;" Cl -< 1 

1 (HZK)i ~ K 


an, 


die Summe der Quotienten aus der Konzentration K 
„ n Ci jedes einzelnen Nuklids, das Bestandteil der Mischung 

inaer 1 i ist* und der jeweils höchstzulässigen Konzentration im 

Wasser oder in der Luft für jedes dieser Nuklide ist und 
in der K ein Koeffizient ist, der die Anwendung der Formel auf verschiedene 
Bestrahlungsbedingungen ermöglicht : 


K = 1 für eine kontinuierliche Exposition (168 Stunden pro Woche) in 
einem Kontrollbereich; 

K = Vs für eine Exposition von 40 bis 48 Stunden pro Woche in einem 
Kontrollbereich; 

K = 10 für eine kontinuierliche Exposition außerhalb des Kontrollbereichs 
bei den Personen der in Artikel 1, § 2, Absatz 5, Buchstabe c bezeichneten 
Bevölkerungsgruppe. 


*) Der Wert für die höchstzulässige Konzentration im Wasser (1 x 10’ 7 fxCi/ml) gilt nicht 
für Edelgase wie 37A, «a, 85m Kr, 8 7 Kr, «lmXe, Xe, i« Xe, 220 R n un d 222R n . 
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D. 


Höchstzulässige Konzentration einer Mischung von nicht identifizierten 
Radionukliden im Trinkwasser bei ständiger Bestrahlung beruflich 
strahlenexponierter Personen 

Mischungsarten HZK in pCi/ml 

— Beliebige Mischung von Alpha-, Beta- und Gamma- 
strahlern 1 • IO -7 


— Beliebige Mischung von Alpha-, Beta- und Gamma- 
strahlern, wenn 22G Ra und 228 Ra unberücksichtigt blei- 
ben können *) 

— Beliebige Mischung von Alpha-, Beta- und Gamma- 
strahlern, wenn 90 Sr, 129 J, 210 Pb, 226 Ra, 238 Ra, 238 U, U nat., 
248 Cm und 2:,4 Cf unberücksichtigt bleiben können *) 

— Beliebige Mischung von Alpha-, Beta- und Gamma- 
strahlern, wenn 90 Sr, 126 J, 129 J, 131 J, 210 Pb, 210 Po, 211 At, 223 Ra, 
226 Ra, 228 Ra, 231 Pa, Th nat., 232 U, 238 U, U nat., 248 Cm, 254 Cf 
und 256 Fm unberücksichtigt bleiben können *) 

— Beliebige Mischung von Alpha-, Beta- und Gamma- 
strahlern, wenn 90 Sr, 126 J, 129 J, 131 J, 210 Pb, 210 Po, 211 At, 
223 Ra, 224 Ra, 226 Ra, 227 Ac, 228 Ra, 230 Th, 230 U, 231 Pa, 232 Th, 
Th nat., 232 U, 238 U, U nat., 24H Cm, 254 Cf und 2:,(i Fm unbe- 
rücksichtigt bleiben können *) 


1 • io - 9 


7 • IO' 6 


2 • IO" 5 


3 • 10 - 


*) „Unberücksichtigt bleiben" können diese Radionuklide dann, wenn die Konzentration 
im Wasser nur einen geringfügigen Teil der in Tabelle A des Anhangs 3 angebenen 
höchstzulässigen Konzentration darstellt. 


E. 


Höchstzulässige Konzentration einer Mischung von nicht identifizierten 
Radionukliden in der Atemluft bei ständiger Bestrahlung beruflich 
strahlenexponierter Personen 


Mischungsarten 

— Beliebige Mischung von Alpha-, Beta- und Gamma- 
strahlern 

— Beliebige Mischung von Alpha-, Beta- und Gamma- 
strahlern, wenn 231 Pa, 239 Pu, 240 Pu, 242 Pu, 244 Pu r 248 Cm, 
249 Cf und 2r,1 Cf unberücksichtigt bleiben können *) 

— Beliebige Mischung von Alpha-, Beta- und Gamma- 
strahlern, wenn 227 Ac, 230 Th, 231 Pa, 238 Pu, 239 Pu, 240 Pu, 
242 Pu, 244 Pu, 248 Cm, 249 Cf und 251 Cf unberücksichtigt blei- 
ben können *) 

— Beliebige Mischung von Alpha-, Beta- und Gamma- 
strahlern, wenn die Alphastrahler sowie 227 Ac, 242 Am 
und 254 Cf unberücksichtigt bleiben können *) 

— Beliebige Mischung von Beta- und Gammastrahlern, 
wenn die Alphastrahler sowie 21(, Pb, 227 Ac, 228 Ra, 241 Pu, 
242 Am und 254 Cf unberücksichtigt bleiben können *) 

— Beliebige Mischung von Beta- und Gammastrahlern, 
wenn die Alphastrahler sowie 90 Sr, 129 J, 210 Pb, 227 Ac, 
228 Ra, 23 °Pa, 241 Pu, 242in Am, 249 Bk, 233 Cf, 234 Cf, 255 Es und 
25G Fm unberücksichtigt bleiben können *) 


HZK in pCi/ml 


2 • IO’ 13 


7- IO 13 


1 • IO' 12 


1 • io - 11 


1 • io - 10 


1 • IO' 9 


*) „Unberücksichtigt bleiben" können diese Radionuklide dann, wenn die Konzentration 
in der Luft nur einen geringfügigen Teil der in Tabelle A des Anhangs 3 angegebenen 
hochstzulässigen Konzentration darstellt. 
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Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialauschusses 

zu dem Vorschlag für die Richtlinie (Euratom) des Rates zur Abänderung der Richtlinien, mit denen 
die Grundnormen für den Gesundheitsschutz der Bevölkerung und der Arbeitskräfte gegen die 
Gefahren ionisierender Strahlungen festgelegt wurden 


DER WIRTSCHAFTS- UND SOZIALAUSSCHUSS — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft, insbesondere auf Arti- 
kel 31 und 32, 

gestützt auf das Schreiben vom 7. August 1972, 
mit dem ihm der Präsident der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften um Abgabe einer Stellung- 
nahme zu dem „Vorschlag für die Richtlinie (Eura- 
tom) des Rates zur Abänderung der Richtlinien, mit 
denen die Grundnormen für den Gesundheitsschutz 
der Bevölkerung und der Arbeitskräfte gegen die 
Gefahren ionisierender Strahlungen festgelegt wur- 
den" ersuchte, 

gestützt auf seine Geschäftsordnung, insbesonde- 
re auf Artikel 22, 

gestützt auf den Beschluß seines Präsidiums vom 
27. September 1972, die damalige fachliche Gruppe 
für Atomfragen mit der Ausarbeitung einer Stel- 
lungnahme und eines Berichts zu diesem Vorschlag 
zu betrauen, 

gestützt auf den Beschluß seines Präsidiums vom 
25. Januar 1973, die Fachgruppe Energie und Atom- 
fragen mit der Fortsetzung der Arbeiten auf diesem 
Gebiet zu beauftragen, 

gestützt auf die Stellungnahme der Fachgruppe 
Energie und Atomfragen vom 15. Februar 1973, 

gestützt auf den Beschluß seines Präsidiums vom 
27. März 1973 und auf das entsprechende Ersuchen 
seines Präsidenten an die vorgenannte Fachgruppe, 
gemäß Artikel 33 der Geschäftsordnung eine erneute 
Prüfung des Beratungsgegenstandes vorzunehmen, 

gestützt auf die überarbeitete Stellungnahme, die 
von der Fachgruppe Energie und Atomfragen in 
ihrer Sitzung am 26. April 1973 angenommen wurde, 

gestützt auf den von der Brichterstatterin, Frau 
Heuser, vorgelegten Bericht, 

gestützt auf seine Beratungen anläßlich der 111. 
Plenartagung am 23. /24. Mai 1973 (Sitzung vom 24. 
Mai), 

in Erwägung, daß der Kernbereich für die Deckung 
des Energiebedarfs der Gemeinschaft von großer 
Bedeutung ist, 

in Erwägung, daß dieser Sektor entsprechend aus- 
gestattet werden muß, damit er seine Funktion er- 
füllen und sich weiterentwickeln kann, 


in Erwägung, daß für die friedliche Nutzung der 
Kernenergie Voraussetzungen geschaffen werden 
müssen, die es gestatten, den Gesundheitsschutz der 
Bevölkerung und der Arbeitskräfte zu gewährlei- 
sten, 

in Erwägung, daß die gemäß Artikel 30 des FAG- 
Vertrags eingeführten Grundnormen ein wertvolles 
Instrument zur Verwirklichung der vorgenannten 
Ziele darstellen, 

in Erwägung, daß die Entwicklung der wissen- 
schaftiichen Erkenntnisse auf dem Gebiet des Strah- 
lenschutzes und die bei der Anwendung der gegen- 
wärtig geltenden Normen erworbenen Erfahrungen 
eine grundlegende Überarbeitung der Richtlinien zur 
Festsetzung der Grundnormon für den Gesundheits- 
schutz der Bevölkerung und der Arbeitskräfte gegen 
die Gefahren ionisierender Strahlungen erforderlich 
machen, 

in Erwägung, daß abgesehen vom Kernenergie- 
bereich als solchem auch andere Arten von Tätig- 
keiten eine Gefahrenquelle in bezug auf ionisie- 
rende Strahlungen bilden können und deshalb bei 
der Organisation des Strahlenschutzes ebenfalls be- 
rücksichtigt werden müssen - 

GIBT FOLGENDE STELLUNGNAHME AB: 

die nach dem Abstimmungsverfahren durch Hand- 
zeichen gemäß Artikel 45 der Geschäftsordnung ein- 
stimmig angenommen wurde - 

Der Wirtschafts- und Sozialausschuß billigt den 
Richtlinienvorschlag vorbehaltlich nachstehender Be- 
merkungen. 

I. Allgemeine Bemerkungen 

Infolge der zunehmenden Anwendung von ionisie- 
renden Strahlen auf allen Gebieten der Forschung, 
der Medizin und der Technik muß nach Ansicht des 
Ausschusses der im Zweiten Hinweisenden Pro- 
gramm vorgesehene „beschleunigte Einsatz der 
Kernenergie auf breiter Ebene" so erfolgen, daß ein 
strenger, wirksamer und auf europäischer Ebene har- 
monisierter Schutz des Menschen und seiner Umwelt 
gegen radioaktive Strahlungen und Kontamination 
gewährleistet werden kann. 

Grundlegende Strahlenschutznormen wurden auf 
Gemeinschaftsebene von 1958 an festgelegt und in 
den Jahren 1962 und 1966 teilweise revidiert. Der 
Ausschuß billigt die Gründe, welche die Kommission 
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veranlaßten, diese Grundnormen unter Berücksich- 
tigung der neuen wissenschaftlichen Erkenntnisse 
und der seither erworbenen Erfahrungen zu über- 
arbeiten. 

Generell ist der Ausschuß der Ansicht, daß der von 
der Kommission vorgelegte Entwurf wesentlich zur 
Verbesserung des Gesundheitsschutzes der Bevöl- 
kerung und der Arbeitskräfte gegen die Gefahren 
ionisierender Strahlungen beitragen wird. Er hält 
es diesbezüglich für ganz besonders wichtig, daß 
die Regierungen der Mitgliedstaaten so schnell wie 
möglich, spätestens aber bis zu den in Artikel 43 
des Vorschlags vorgesehenen Terminen, die erfor- 
derlichen Maßnahmen treffen, um die im Vorschlag 
der Kommission enthaltenen Bestimmungen im Rah- 
men ihrer jeweiligen Gesetzgebung zur Anwendung 
zu bringen. Jede Verzögerung auf diesem Gebiet 
beeinträchtigt nämlich nach seinem Dafürhalten nicht 
nur die effektive Gewährleistung des Strahlenschut- 
zes, sondern auch dessen Harmonisierung auf euro- 
päischer Ebene. 

Außerdem tritt der Ausschuß dafür ein, daß bei der 
Anwendung der neuen Normen für den Gesund- 
heitsschutz gegen die Gefahren ionisierender Strah- 
lungen die zur Abwehr anderer Gefahren erlasse- 
nen Sicherheitsnormen berücksichtigt werden und 
daß dabei mit den verschiedenen Stellen der einzel- 
nen Mitgliedstaaten zusammengearbeitet wird, die 
insbesondere für die Verhütung von Arbeitsunfäl- 
len zuständig sind. 

Was die Bestimmungen hinsichtlich der Hauptgrund- 
sätze des Gesundheitsschutzes der Arbeitskräfte an- 
geht, so betont der Ausschuß - unbeschadet seiner 
im folgenden Kapitel wiedergegebenen besonderen 
Bemerkungen -, daß drei verschiedene Möglichkei- 
ten erörtert wurden, die sich wie folgt darstellen 
lassen: 

1. Es wird erwogen, daß die Vorschrift, wonach der 
Zeitabstand zwischen zwei aufeinanderfolgenden 
Untersuchungen nicht mehr als ein Jahr betragen 
darf, nicht Anwendung findet auf die Arbeits- 
kräfte der Kategorie A, bei denen 3/10 der 
höchstzulässigen Jahresdosen nicht überschritten 
werden, und/oder daß die Maßnahmen, die für 
die ärztliche Überwachung der Arbeitskräfte der 
Kategorie B vorgesehen sind, entfallen. 

2. Die im Entwurf der Kommission vorgesehenen 
Bestimmungen werden unverändert beibehalten. 

3. Es wird gefordert, daß alle Mitgliedstaaten die 
Vorschrift, wonach der Zeitabstand zwischen 
zwei aufeinanderfolgenden Untersuchungen ein 
Jahr nicht überschreiten darf, obligatorisch auch 
auf die Arbeitskräfte der Kategorie B anwenden. 

Nach Prüfung dieser drei Möglichkeiten vertritt der 
Ausschuß die Auffassung, daß die Beibehaltung des 
Wortlauts der Kommission die Lösung darstellt, die 
den verschiedenen Anliegen am besten gerecht wird. 


in der Studie, welche er kürzlich über die derzeiti- 
gen Probleme der Kernenergiepolitik erstellte 1 ), wur- 
den die Probleme des Gesundheitsschutzes zwar be- 
wußt ausgeklammert, doch weist der Ausschuß dar- 
auf hin, daß bei dieser Gelegenheit immerhin einige 
Überlegungen zu diesem Thema vorgebracht wurden. 
So trat er insbesondere dafür ein, daß die Maßnahmen 
zum Schutz der Bevölkerung ausgebaut werden und 
daß dem Problem der Beseitigung von radioaktiven 
Abfallstoffen besondere Aufmerksamkeit geschenkt 
wird. Außerdem hob er hervor, daß die Öffentlich- 
keit intensiv und objektiv über die große Sicherheit 
der Reaktoren, über die Schwächen der radioaktiven 
Ausstrahlungen, über die vorgeschriebenen Sicher- 
heitsnormen und über die Vorteile der Kernkraft- 
werke im Vergleich zu den herkömmlichen Wärme- 
kraftwerken unterrichtet werden müßte. 

Der Ausschuß stellt diesbezüglich mit Genugtuung 
fest, daß das Zweite Hinweisende Kernenergiepro- 
gramm für die Gemeinschaft der Erhaltung der Um- 
welt besondere Bedeutung beimißt und hervorhebt, 
daß die Überwachung in bezug auf die Gefahren 
ionisierender Strahlungen aufmerksam fortgeführt 
werden muß, um sicherzustellen, daß die von Kern- 
anlagen emittierte Strahlendosis auch weiterhin nur 
einen sehr geringen Teil der - weit unter dem zu- 
lässigen Wert liegenden - Gesamtdosis ausmacht, 
der die Bevölkerung ausgesetzt ist. Der Ausschuß 
bringt den Wunsch zum Ausdruck, daß die Kommis- 
sion ihre Arbeiten in diesem Bereich, der im Laufe 
der kommenden Jahre an Bedeutung gewinnen wird, 
fortführt und weiter ausdehnt. 

Er hofft überdies, daß die guten Erfahrungen, die 
auf dem Gebiet des Strahlenschutzes in der Gemein- 
schaftsorganisation bisher gemacht wurden, weiter 
ausgebaut werden und auch auf andere Bereiche des 
Umweltschutzes übertragen werden können. 

II. Besondere Bemerkungen 
Titel I 

Begriffsbestimmungen 

Generell wäre es nach Ansicht des Ausschusses wün- 
schenswert, daß bei den Begriffsbestimmungen nicht 
nur die neuesten Definitionen der ICRU 2 ), sondern 
gleichzeitig auch die SI-Normen 3 ) - eventuell in 
Klammern - im Text aufgeführt werden, zumal diese 
Normen aufgrund einer gemeinschaftlichen Richt- 
linie von 1975 an in allen Mitgliedstaaten zwingend 
vorgeschrieben sein werden. 

Der Ausschuß schlägt ferner vor, gewisse Ungenau- 
igkeiten vor allem in der deutschen Fassung des 
Vorschlags zu berichtigen und einige Definitionen 
im Sinne der nachstehenden Bemerkungen zu ver- 
bessern. 

1) Dok. CES 173/72 

2 ) International Commission on Radiation Units and 
Measurements 

3 ) Internationales System 
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Artikel 1 b) 

Seite 3 

Dauerbestrahlung 

Hier muß es heißen „. . . . bei der der Strahler eine 
ständige Dosisleistung erzeugt", statt wie bisher 
„abstrahlt". 

Einzelbestrahlung 

Der Text „. . . . oder eine Bestrahlung von innen, bei 
der die Aktivität innerhalb sehr kurzer Zeit in den 
Körper oder das kritische Organ inkorporiert wird" 
kann nicht als exakte Definition für den Begriff Ein- 
zelbestrahlung angesehen werden. 

Seite 3 

Es muß heißen: „Der Verteilungsfaktor (N) ist eine 
Funktion der Verteilung der Energiedosis im Kör- 
perorgan", nicht wie bisher im Text „im Körper". 

Seite 3 

„Strahlenbelastung ist die auf einen Zeitraum von 
50 Jahren bezogene Gesamtdosis in einem Organ 
oder Gewebe." Der im Text folgende Nachsatz sollte 
gestrichen werden. 

Artikel 1 c) 

Seite 4 

„Kritische Anordnung ist eine Anordnung aus Spalt- 
stoffen, in der eine Kettenreaktion aufrechterhalten 
werden kann." Diese Textänderung sollte an die 
Stelle des bisherigen Textes treten. 

Seite 5 

Die Begriffe behördlich ermächtigter Arzt und Ar- 
beitsarzt sind wie folgt zu definieren: 

„Ein behördlich ermächtigter Arzt ist ein für die 
ärztliche Überwachung der in Artikel 21 genann- 
ten Arbeitskräfte der Kategorie A verantwort- 
licher Arzt, der besondere Kenntnisse in der Ar- 
beitsmedizin und im Strahlenschutz haben muß, 
und dessen Qualifikation und Autorität von der 
zuständigen Behörde anerkannt werden." 

„Ein Arbeitsarzt ist ein für die ärztliche Über- 
wachung der in Artikel 21 genannten Arbeits- 
kräfte der Kategorie B verantwortlicher Arzt, der 
besondere Kenntnisse in der Arbeitsmedizin und 
Grundkenntnisse im Strahlenschutz haben muß, 
und dessen Qualifikation und Autorität von der 
zuständigen Behörde anerkannt werden." 

Der Ausschuß ist ferner der Ansicht, daß die recht- 
liche Stellung des behördlich ermächtigten Arztes 
und des Arbeitsarztes präzisiert werden müßte, da- 
mit Klarheit darüber besteht, daß diese Personen 
ihre Tätigkeit in eigener Verantwortung und völlig 


unabhängig ausüben. Diese Klarstellung wäre vor 
allem deshalb notwendig, damit sich die rechtliche 
Tragweite der Entscheidungen ermessen läßt, welche 
diese Personen gegebenenfalls zu treffen haben. 

Seite 5 

„Qualifizierte Sachverständige sind Personen, die 
über die erforderliche Sachkenntnis und Ausbildung 
verfügen, um physikalische und/oder technische 
und/oder radiotoxikologische Untersuchungen durch- 
zuführen . . . Die Einfügungen „und/oder erschei- 
nen geboten, da es kaum genügend Universalsach- 
verständige geben dürfte, die sowohl physikalische 
als technische und radiotoxikologische Sachkennt- 
nisse aufweisen. 

Unter Bezugnahme auf seine Bemerkung zu der 
Definition des behördlich ermächtigten Arztes ver- 
tritt der Ausschuß ferner die Auffassung, daß auch 
der rechtliche Status des „qualifizierten Sachverstän- 
digen" verdeutlicht werden müßte. 


Störfall 

Die deutsche Fassung sollte dem Wortlaut in den 
anderen Sprachen angepaßt und deshalb wie folgt 
ergänzt werden: 

„. . . . ohne daß dieses Ereignis die überhöhte Be- 
strahlung ....". 

Unfall 

Die Definition sollte wie folgt geändert werden: 

„Unfall ist ein unvorhergesehenes Ereignis, das 
Schäden an einer Anlage und eine Störung der 
einwandfreien Funktion dieser Anlage verursacht 
und eine Strahlenbelastung einer oder mehrerer 
Personen oberhalb der höchstzulässigen Dosis zur 
Folge hat." 

Der Ausschuß hält diese Definitionsänderung für 
Störfall und Unfall im Hinblick auf die folgende De- 
finition der unfallbedingten Bestrahlung für ange- 
bracht. 


Titel II 

Anwendungsbereich 

Unter Bezugnahme auf den Kommissionstext Arti- 
kel 4 b) und c) (Seite 12) appelliert der Ausschuß an 
die Gesetzgeber der einzelnen Länder der Gemein- 
schaft, ihr Augenmerk nicht ausschließlich auf die 
Rechtsvorschriften für die Zulassung von radioakti- 
ven Stoffen bei Herstellung von Artikeln des täg- 
lichen Gebrauchs zu richten, sondern vielmehr auf 
die Frage, inwieweit radioaktive Stoffe, insbeson- 
dere bei der Herstellung von Spielwaren und Kos- 
metika, überhaupt zugelassen werden sollen. 

Bei Artikel 5 b) sollte im Hinblick auf eine einheit- 
liche Nomenklatur anstatt cpCi besser nCi verwen- 
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det werden, da dies auch im Abschnitt c) so gehand- 
habt wurde. (Das bedeutet statt 0,002 qpCi pro g bes- 
ser 2 nCi pro g bzw. statt 0-01 <fCi pro g besser 10 
nCi pro g.) 


Titel III 

Dosisbegrenzung bei kontrollierbaren Bestrahlungen 

Artikel 6 a) 

Der Ausschuß gibt dem Wunsch Ausdruck, daß die 
Kommission - beispielsweise in der Begründung zu 
ihrem Vorschlag - klarstellt, daß die Bestimmung, 
wonach „die Bestrahlung der Personen, die ionisie- 
renden Strahlungen ausgesetzt sind, ebenso wie die 
Zahl dieser Personen so weit wie möglich zu be- 
schränken" ist, eine allgemeine Regel bildet, die für 
sämtliche Artikel der Richtlinie gilt. 

Artikel 6 b) 

Die deutsche Fassung sollte wie folgt geändert wer- 
den: 

„Keine Arbeitskraft darf vor Vollendung des 16. 
Lebensjahres eine Tätigkeit ausüben, bei der sie 
ionisierenden Strahlungen ausgesetzt ist 

Artikel 7 

Der Ausschuß hebt zunächst hervor, daß die für die 
höchstzulässige Ganzkörperdosis festgelegten Wer- 
te keinen präzisen biologischen Aussagewert haben 
und im wesentlichen als „administrative" Werte zu 
betrachten sind. 

Unbeschadet der für die höchstzulässigen Dosen fest- 
gelegten Werte als solcher vertritt der Ausschuß von 
der allgemeinen Konzeption des Systems her gese- 
hen jedoch die Auffassung, daß die angegebenen 
Werte nicht einer Dosis entsprechen dürfen, die 
noch toleriert wird, wie die Kommission dies in 
ihrem Entwurf vorsieht; vielmehr müßten diese Wer- 
te eine Dosis bezeichnen, die nicht erreicht werden 
darf. 

Buchstabe b 

Eine mittlere Ganzkörperdosis von 0,1 rem/Woche 
als Ausgangswert muß für Planungszwecke als zu 
hoch angesehen werden, wobei der Grundsatz „so 
niedrig wie möglich" nicht genügend berücksichtigt 
wurde. Als vertretbarer Kompromißvorschlag wäre 
folgende Textänderung anzusehen: 

„Bei den Strahlungsschutzeinrichtungen wird von 
einer höchstzulässigen Ganzkörperdosis von 0,1 
rem/Woche ausgegangen." 

Ferner tritt der Ausschuß dafür ein, daß die Kom- 
mission angibt, unter welchen praktischen Bedin- 
gungen dieser Grenzwert angewandt werden kann 


und in welcher Beziehung dieser Grenzwert zu den 
höchstzulässigen Strahlendosen steht, die die grund- 
legenden Normen des Strahlenschutzes bilden. 

Buchstabe e 

Der Ausschuß regt an, Buchstabe e wie folgt zu for- 
mulieren: 

„Für Arbeitskräfte zwischen 16 und 18 Jahren 
wird die höchstzulässige Ganzkörperdosis auf 1,5 
rem/Jahr festgelegt, wobei die nach der Formel 
in Buchstabe c dieses Artikels berechnete kumu- 
lierte Dosis bei einem Lebensalter von 30 Jahren 
60 rem nicht überschreiten darf." 

Buchstabe g 

Die Tatsache, daß gerade während der ersten 
Schwangerschaftswochen die durch ionisierende 
Strahlungen bedingte Gefährdung des Fötus am 
größten ist, veranlaßt den Ausschuß zu der Feststel- 
lung, daß für Frauen im Fortpflanzungsalter ganz 
allgemein strenge Regeln vorgesehen werden müß- 
ten. 

Unter Bezugnahme auf Titel I b) betreffs der Defini- 
tion Ganzkörperdosis (Seite 7) ist der Kommissions- 
text in seiner derzeitigen Form nicht haltbar. Eine 
aus einer als homogen angesehenen Bestrahlung des 
ganzen Körpers herrührende Ganzkörperdosis von 
3 rem läßt sich nicht in eine homogene Unterleibs- 
dosis von 1,3 rem und eine homogene Ganzkörper- 
restdosis aufteilen. Es bieten sich hier zwei Alterna- 
tivvorschläge an. Entweder muß es heißen, die Un- 
terleibsdosis bei Frauen im Fortpflanzungsalter darf 
1,3 rem in einem Vierteljahr nicht überschreiten, 
oder - oder, besser noch - die Gesamtkörperdosis bei 
Frauen im Fortpflanzungsalter darf 1,3 rem im Vier- 
teljahr nicht überschreiten. 

Der zweite Absatz von Buchstabe g sollte ebenfalls 
geändert werden, und zwar insofern, als die Unter- 
leibsdosis bei schwangeren Frauen in der Zeitspanne 
von dem Beginn der Schwangerschaft bis zu dem 
Zeitpunkt der Entbindung 1 rem nicht überschreiten 
darf. 

Artikel 10 

Am Ende des ersten Absatzes sollte angefügt wer- 
den: 

„Für Frauen im Fortpflanzungsalter dürfen diese 
außergewöhnlichen Bestrahlungen nicht zugelas- 
sen werden." 

Ferner vertritt der Ausschuß die Auffassung, daß 
derartige Bestrahlungen nur äußerst selten Vorkom- 
men dürfen und nur dann gerechtfertigt sind, wenn 
die Anwendung anderer Verfahren unmöglich ist. 

Artikel 11 

Buchstabe c sollte gestrichen werden, da diese 
Klarstellung formal überflüssig ist. 
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Titel VI 

Hauptgrundsätze der Gesundheitsüberwachung der 
Arbeitskräfte 

Der Ausschuß befürwortet die Hauptgrundsätze des 
Gesundheitsschutzes der Arbeitskräfte, wie sie in 
den Artikeln 17 bis 38 dargelegt sind, vorbehaltlich 
der nachstehenden besonderen Bemerkungen. 

Was die Anregungen einiger Mitglieder angeht, die 
für eine Änderung verschiedener Vorschriften be- 
treffend die ärztliche Überwachung der Arbeitskräfte 
eintraten, so vertritt der Ausschuß nach allem die 
Auffassung, daß die von der Kommission vorge- 
schlagene Lösung gebilligt werden muß. Diese Lö- 
sung bewirkt nämlich eine ausgewogene Regelung, 
die zwar dem Gesundheitsschutz der verschiedenen 
Kategorien von Arbeitskräften den unbedingten 
Vorrang einräumt, es aber gleichzeitig ermöglicht, 
die Einführung ungerechtfertigter strenger Regeln 
und Kontrollen zu vermeiden. 

Der Ausschuß ist diesbezüglich der Meinung, daß 
er sich besonders unnachgiebig und anspruchsvoll 
zeigen muß, wenn es darum geht, die Gesundheit 
der Arbeitskräfte und der Bevölkerung zu schützen. 
Hinsichtlich der jeweiligen Verantwortung der „be- 
hördlich ermächtigten Ärzte" und der „Arbeitsärzte" 
ist der Ausschuß der Ansicht, daß es nicht angezeigt 
ist, je nach der Kategorie der Arbeitskräfte das 
Tätig werden von zwei verschiedenen Arten von 
Ärzten - deren Ausbildung in bezug auf Niveau und 
Inhalt große Unterschiede von einem Mitgliedstaat 
zum anderen aufweist - vorzusehen. Der Ausschuß 
räumt zwar ein, daß die Bestandteile der ärztlichen 
Untersuchung je nach der Kategorie der unter- 
suchten Arbeitskräfte verschieden sein können, doch 
müssen nach seinem Dafürhalten für die ärztliche 
Überwachung aller Arbeitskräfte Ärzte ein und der- 
selben Art verantwortlich sein. 

Schließlich ist der Ausschuß der Ansicht, daß für die 
Bereiche mit hoher Kontaminationsgefahr besondere 
Bestimmungen vorgesehen werden sollten, um die 
Anwendung der Maßnahmen zum Schutz der Ar- 
beitskräfte zu gewährleisten. 


Artikel 18 

Der Begriff „durch Vorschrift geregelt" könnte die 
Organisation des Gesundheitsschutzes der Arbeits- 
kräfte unnötig komplizieren. 

Zur Klärung schlägt der Ausschuß deshalb vor, den 
ersten Absatz auf Seite 10 des Vorschlags zu strei- 
chen und diesen Artikel insgesamt wie folgt zu for- 
mulieren: 

„Artikel 18 

Für Strahlenschutzzwecke sind die Mitgliedstaaten 
verpflichtet, für sämtliche Arbeitsplätze, an denen 
es zur Auswirkung ionisierender Strahlungen 
kommt, Vorkehrungen zu treffen. 


Diese Vorkehrungen müssen sich nach der Art 
der Anlage . . . (Fortsetzung unverändert). 

a) Als Kontrollbereich gilt jeder Bereich, in dem 
. . . (Fortsetzung unverändert). 

b) Als Uberwachungsbereich gilt jeder Bereich, in 
dem . . . (Fortsetzung unverändert)." 

Die Streichung der Begriffe „durch Vorschrift gere- 
gelt" bzw. „Vorschriften" bedingt, daß die Über- 
schrift von Paragraph 1 des Kapitels I (Seite 9) im 
Französischen - und sinngemäß in den anderen Spra- 
chen - wie folgt geändert werden muß: 

„Classification des zones et Signalisation." 

(Die deutsche Fassung wird davon nicht betrof- 
fen.) 


Artikel 21 

Zur elastischeren Gestaltung der Anwcndungsmoda- 
litäten der Richtlinie schlägt der Ausschuß vor, die- 
sen Artikel wie folgt zu ändern: 

„Jede Arbeitskraft, die während ihrer Arbeit mehr 
als 1/10 der in Artikel 7, 8 und 10 für Arbeits- 
kräfte festgelegten höchstzulässigen Jahresdosen 
erhalten könnte, gilt als ionisierenden Strahlen 
ausgesetzt. In der Praxis werden aus Gründen der 
Kontrolle und der Überwachung zwei Kategorien 
von strahlenexponierten Arbeitskräften unter- 
schieden: 

— Kategorie A: Arbeitskräfte, die eine höhere 
Dosis als 3/10 der höchstzulässi- 
gen Jahresdosen erhalten kön- 
nen, 

- Kategorie B: Arbeitskräfte, bei denen diese 
Dosis nicht auftreten kann." 

Der letzte Absatz („Insbesondere ... in Kategorie B 
einzustufen") würde demnach entfallen. 

Darüber hinaus gibt der Ausschuß dem Wunsch Aus- 
druck, daß die Kommission prüft, ob die Richtlinie 
nicht auch auf die unter dem Grenzwert von 1/10 der 
höchstzulässigen Jahresdosen liegende Strahlenbe- 
lastung der Arbeitskräfte eingehen müßte. 


Artikel 25 

Der Ausschuß schlägt vor, Buchstabe b wie folgt zu 
formulieren: 

„Die Luft- und Oberflächenkontaminationen sind 
unter Angabe ihrer Art und ihres physikalischen 
und chemischen Zustands zu messen." 


Artikel 34 und 35 

Der Ausschuß nimmt zur Kenntnis, daß die Kommis- 
sion beabsichtigt, diese Artikel wie folgt zu formu- 
lieren: 
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„Artikel 34 

Die ärztliche Überwachung der Arbeitskräfte der 
Kategorie B entspricht derjenigen, die im Rahmen 
der arbeitsmedizinischen Praxis gefordert wird. 


Artikel 35 

Die Organisation der ärztlichen Überwachung der 
Arbeitskräfte der Kategorie B entspricht der all- 
gemeinen arbeitsmedizinischen Praxis. Die Art 
und die Häufigkeit der aufeinanderfolgenden ärzt- 
lichen Untersuchungen hängen vom Gesundheits- 
zustand der einzelnen Arbeitskräfte, von den Ar- 
beitsbedingungen und von der Strahlenexposition 
ab. 11 

Ohne die Schwierigkeiten zu verkennen, die sich 
durch die unterschiedliche Lage in den einzelnen 
Mitgliedstaaten auf diesem Gebiet ergeben, spricht 
sich der Ausschuß für eine Vereinheitlichung der Re- 
geln für die Anwendung dieser Bestimmungen aus. 


Kapitel III - Paragraph 3 (Artikel 36 und 37) 

Der Ausschuß tritt dafür ein, daß der Titel von Para- 
graph 3 geändert wird, damit deutlicher zum Aus- 
druck kommt, daß es sich um die außergewöhnliche 
Überwachung von Arbeitskräften handelt, die höhe- 
re Dosen als die in Artikel 7, 8, 9 und 10 festgesetz- 
ten höchstzulässigen Dosen erhalten haben. 


Artikel 37 

Der Ausschuß schlägt vor, in der deutschen Fassung 
die Bezeichnung „Dekontaminations- und Notbe- 
handlungsmaßnahmen" zu ersetzen durch „Dekorpo- 
rations- und Notbehandlungsmaßnahmen". 

Ferner regt der Ausschuß an, den zweiten Absatz 
dieses Artikels wie folgt zu formulieren: 

„Gegebenenfalls überweist der Arzt den Arbeit- 
nehmer ..." (Rest unverändert). 

Artikel 38 

Der Wortlaut von Buchstabe c sollte wie folgt er- 
gänzt werden: 

„Für alle Anlagen, die von großem Ausmaß sind 
oder eine erhebliche Strahlungs- oder Kontamina- 
tionsgefahr bedingen, ist die Einrichtung eines be- 
sonderen Strahlenschutzdienstes erforderlich. Die- 
ser Strahlenschutzdienst muß von den Produk- 
tions- und Betriebseinheiten unabhängig sein, 
kann aber mit diesen Zusammenarbeiten." 

Geschehen zu Brüssel, am 24. Mai 1973 

Der Präsident Der Generalsekretär 

des Wirtschafts- und des Wirtschafts- und 

Sozialausschusses Sozialausschusses 

gez. : Alfons LAPPAS gez. : Delfo DELFINI 
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Begründung 


ln Artikel 30 des Vertrages zur Gründung der EAG 
(Euratom) heißt es: „In der Gemeinschaft werden 
Grundnormen für den Gesundheitsschutz der Bevöl- 
kerung und der Arbeitskräfte gegen die Gefahren 
ionisierender Strahlungen festgesetzt." 

In Artikel 31 des Vertrages ist festgelegt, daß die 
Grundnormen von der Kommission nach Stellung- 
nahme einer Gruppe von Persönlichkeiten ausgear- 
beitet werden sollen, die der Ausschuß für Wissen- 
schaft und Technik aus Sachverständigen der Mit- 
gliedstaaten insbesondere aus Sachverständigen für 
Volksgesundheit, ernennt. 

Eine den Bestimmungen des vorgenannten Artikels 
entsprechende Sachverständigengruppe „Grundnor- 
men" nahm an der Abfassung der ersten Richtlinie 
teil, die vom Rat am 2. Februar 1959 gebilligt (Amts- 
blatt Nr. 11 vom 20. Februar 1959) und am 5. März 
1962 (Amtsblatt Nr. 57 vom 9. Juli 1962) bzw. am 
27. Oktober 1966 (Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften Nr. 216 vom 26. November 1966) teil- 
weise abgeändert wurden. 

Die Normen bestanden aus einer zusammenhängen- 
den Reihe von Grundsätzen und Werten, die im we- 
sentlichen den Empfehlungen der Internationalen 
Sirahlenschutzkommission (ICRP) entsprechen. Diese 
Kommission, deren hohes wissenschaftliches Niveau 
auf der ganzen Welt anerkannt wird, gibt Empfeh- 
lungen aus, jedoch keine Richtlinien und erst recht 
keine Vorschriften. So mußten die wissenschaftlichen 
Empfehlungen der Internationalen Strahlenschutz- 
kommission (ICRP) in den in sich geschlossenen Text 
einer Richtlinie umgearbeitet werden, die dann ohne 
weiteres in die einzelnen Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten aufgenommen werden kann, und eine 
Harmonisierung dieser Rechtsvorschriften unterein- 
ander auf hinreichend genauer Grundlage ermög- 
licht. 

Angesichts der fortschreitenden wissenschaftlichen 
Erkenntnisse sowie der Veröffentlichung neuer 
Empfehlungen durch die Internationale Strahlen- 
schutzkommission (ICRP), insbesondere die Ver- 
öffentlichungen (Nr. 7, 9 und 13), in denen einige 
Grundprinzipien des Strahlenschutzes abgeändert 
wurden, und angesichts der bei der praktischen An- 
wendung der Grundnormen in den Mitgliedstaaten 
erworbenen Erfahrungen sowie bestimmter Informa- 
tionen aus Untersuchungen und Forschungen, die die 
Kommission im Rahmen ihres Forschungsprogramms 
Biologie - Gesundheitsschutz durchführte, sah sich 
die Kommission veranlaßt, zusammen mit der in 
Artikel 31 des Vertrages genannten Sachverstän- 
digengruppe „Grundnormen", die Möglichkeiten 
einer Überarbeitung der bereits 1962 und 1966 teil- 
weise abgeänderten Normen von 1959 zu prüfen. 
Als der Rat 1966 die Richtlinien zur Abänderung der 
Richtlinien zur Festlegung der Grundnormen für 


den Gesundheitsschutz der Bevölkerung und der Ar- 
beitskräfte gegen die Gefahren ionisierender Strah- 
lungen erließ, gab er gleichzeitig dem Wunsche Aus- 
druck, die Grundnormen sollten auf Grund der ver- 
mehrten Kenntnisse im Bereich des Gesundheits- 
schutzes gegen Gefahren durch ionisierende Strah- 
lungen grundlegend überarbeitet werden. 

Der gesamte Text stellte ein in sich geschlossenes 
Ganzes dar und gewährleistete - so wie er auch 
jetzt noch gewährleistet - in den Mitgliedstaaten 
einen ausgezeichneten Schutz. Jede übereilte Ab- 
änderung hätte den inneren Zusammenhalt des Tex- 
tes zerstören können, und daher mußte man an die 
Überarbeitung der bestehenden Normen mit sehr 
großer Sorgfalt und Vorsicht herangehen. 

Keineswegs ging und geht es darum, die Haupt- 
grundsätze der Normen von 1959 anzutasten. Der 
Zweck war lediglich, in den neuen Text eine gewisse 
Anzahl von Begriffen einzuführen, damit nicht etwa 
die Qualität, sondern die Organisation des Strah- 
lenschutzes verbessert und den Bedürfnissen besser 
angepaßt wird. 

In Titel I, der die Begriffsbestimmungen beinhaltet, 
wurden eine gewisse Anzahl von terminologischen 
Verbesserungen vorgenornmen derart, daß alle dar- 
in enthaltenen Definitionen und Begriffe den neue- 
sten Definitionen der ICRU *) sowie den letzten 
Empfehlungen der Internationalen Strahlenschutz- 
kommission (ICRP) entsprechen. 

Titel II „Anwendungsbereich" wurde auf den neue- 
sten Stand gebracht. Im besonderen kommt unter 
dem neuen Titel die Bemühung zum Ausdruck, die 
Strahlenbelastung der Bevölkerung zu verringern, 
die von einer gewissen Anzahl auf dem Markt er- 
scheinenden möglichen Strahlenquellen (Fernsehge- 
räte, Gebrauchsgegenstände, die radioaktive Sub- 
stanzen enthalten, etc . . .) herrührt. 

Titel III behandelt die „Dosisbegrenzungen" und 
behält fast unverändert die „höchstzulässigen Do- 
sen", die für die Arbeitskräfte und für die Bevölke- 
rung festgelegt wurden, bei. Der Begriff „höchstzu- 
lässige Dosis" selbst wird für die Bestrahlung strah- 
lenexponierter Arbeitskräfte beibehalten. Für Ein- 
zelpersonen der Bevölkerung wird der Begriff 
„Grenzdosis" benutzt. Es handelt sich hier nur um 
einen Unterschied in der Terminologie, in Überein- 
stimmung mit der Internationalen Strahlenschutz- 
kommission (ICRP). 

Titel IV führt die von den in Titel III definierten 
Grundnormen abgeleiteten Normen ein. 


9 International Commission on Radiation Units and 
Measureinents 
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Sie gestatten es, die innere Bestrahlung der Arbeiter 
und der Bevölkerung zu überwachen und zu messen. 
Dieser Titel IV bezieht sich auf Anhang 3. Die in 
diesem Anhang erscheinenden Werte, werden denen, 
die von der Internationalen Strahlenschutzkommis- 
sion (ICRP) angenommen werden, entsprechend 
und 1974 veröffentlicht. Diese Werte werden Geltung 
auf Weltebene haben und können daher nicht An- 
fechtungen ausgesetzt sein. Um das Revisionsver- 
fahren der Grundnormen nicht zu verzögern, wurde 
der bisherige Anhang 3 vorläufig beibehalten. Die 
Anpassung dieses Anhanges 3 an die Werte, die 
vorgeschlagen werden, kann während des Revi- 
sionsverfahrens erfolgen. 

Titel V behandelt außergewöhnliche Bestrahlungen 
(unfallbedingte Bestrahlung und Notbestrahlung). 
Er entspricht in großen Zügen den Empfehlungen, die 
in der Veröffentlichung Nr. 9 der Internationalen 
Strahlenschutzkommission (ICRP) enthalten sind. 

Titel VI behandelt die gesundheitliche Überwachung 
der Arbeitskräfte, die ionisierenden Strahlen ausge- 
setzt sind. Um die Organisation der Überwachung 
zu verbessern, war es notwendig, die Kontroll- und 
Überwachungsbereiche sowie den Begriff „strahlen- 
exponierte Arbeitskräfte" neu zu definieren. Hin- 
sichtlich der ärztlichen Überwachung selbst ist bei 
den strahlenexponierten Arbeitskräften der Kate- 
gorie A, die der früheren Kategorie der beruflich 
strahlenexponierten Personen entsprechen, keine 
nennenswerte Änderung zu verzeichnen. Bei den 
anderen strahlenexponierten Arbeitskräften, die in 
den früheren Normen nicht erfaßt worden waren, 
hat die Kommission eine geeignete ärztliche Über- 
wachung vorgesehen, wie sie auch in der arbeits- 
medizinischen Praxis durchgeführt wird. Arbeits- 
kräfte, bei denen eine Bestrahlung von Vio oder 
mehr der hochstzulässigen Jahresdosen auszuschlie- 
ßen ist, gelten als Einzelpersonen der Bevölkerung. 
Aus diesem Grund wurde für diese Arbeitskräfte, auf 
die Artikel 6 Anwendung findet, auch keine Sonder- 
bestimmung formuliert. 

In Titel VII, der den Gesundheitsschutz der Bevöl- 
kerung behandelt, wird der neue Begriff der „kriti- 
schen Gruppe" eingefügt. Er erschien in der Veröf- 
fentlichung 7 der Internationalen Strahlenschutzkom- 
mission (ICRP) und hat den Vorteil, den Schutz der 
Bevölkerung zu rationalisieren und wirksamer zu 
gestalten. 

Angesichts des unablässig zunehmenden Bedarfs an 
elektrischer Energie gilt es, ein Gleichgewicht zwi- 
schen dem wirtschaftlichen und industriellen Wachs- 
tum und den Erfordernissen des Umweltschutzes 
herbeizuführen. 


In ihrem Bemühen um eine möglichst realistische 
Einstellung hat sich die Kommission zu einer neuen 
und präziseren Auslegung des alten Grundsatzes 
entschlossen, wonach „die Bestrahlung und die Zahl 
der strahlenexponierten Personen so weit wie mög- 
lich zu beschränken" sind. 

Die Kommission ist dabei von folgenden Überlegun- 
gen ausgegangen: 

— Die Summe der aus der friedlichen Nutzung ioni- 
sierender Strahlungen resultierenden Bestrah- 
lungen macht dur Zeit nur etwa 1 v. H. der Strah- 
lenbelastung aus, der die Einzelpersonen durch 
die ständig zunehmende Strahlenanwendung zu 
medizinischen Zwecken und infolge der natür- 
lichen Grundstrahlung tatsächlich ausgesetzt sind; 

— die zunehmende Verwendung ionisierender 
Strahlungsquellen muß bei Sicherstellung eines 
leistungsfähigen Strahlenschutzes nicht unbe- 
dingt auch eine Zunahme der Strahlenbelastung 
zur Folge haben; 

— die Anwendung ionisierender Strahlungen wirkt 
sich insofern positiv aus, als dadurch die Inan- 
spruchnahme anderer, umweltfeindlicher Energie- 
quellen vermieden wird; 

— die Vorteile, die der Menschheit aus der An- 
wendung ionisierender Strahlungen erwachsen, 
sind unverhältnismäßig größer als die dadurch 
tatsächlich entstehenden Risiken. 

Aus diesen Gründen hat die Kommission den Wort- 
laut von Artikel 6 wie folgt geändert: anstelle von 
„so weit wie möglich zu beschränken" heißt es nun- 
mehr „so weit zu beschränken, wie dies sinnvoll 
durchführbar ist" (as low as reasonably practicable). 

Ebenso wurde der Wortlaut von Artikel 12 über- 
arbeitet. In diesem Zusammenhang vertrat die Kom- 
mission die Ansicht, daß jeder Beitrag zu der gene- 
tischen Dosis für die Bevölkerung auf das unerläß- 
liche Mindestmaß beschränkt werden müsse und daß 
diese Beiträge zu summieren und so zu überwachen 
seien, daß mit Sicherheit feststehe, daß die Dosis 
von 5 rem je Generation nie erreicht werde. Diese 
Formulierung ist also strenger gehalten als die frü- 
here. Sie entspricht den Empfehlungen der ICRP. 
Darüber hinaus hat die Kommission angesichts der 
zunehmenden Bedeutung der medizinischen Strah- 
lenbelastungen die Mitgliedstaaten aufgefordert, 
alle geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, um diese 
Strahlenbelastungen so niedrig zu halten, wie dies 
mit den Erfordernissen der Medizin vereinbart wer- 
den könne. 
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